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ſchen Reiches an. 


Amtliches. 

Berlin, 2. Januar. Der Kaiſer hat im Namen des Deutſchen 
Reiches, an Stelle des auf feinen Antrag von feinem Amte entbun⸗ 
denen General⸗Konſuls von Heinemann in Stockholm, den. bisherigen 
Komul in Chriſtiania, Redlich, zum Konſul des Deutſchen Reiches in 
Stockholm, mit dem Charakter als General Konſul eee Yale 
Der König hat den Zeremonienmeiſter Kammerherrn un i 
meiſter Grafen Louis von Perponcher zum erſten dienſtthuenden Bere 
monienmeiſter e nannt. 4 a 1 
m Hofbeſitzer Peter Harms zu Stowe, Am n d. L., 

die 3 Geſtüt⸗Medaille verliehen worden. 


FTelegraphiſche Rachrichten. 

München, 27. Januar. Zur Erinnerung an den heutigen hun⸗ 
dertjährigen Geburtstag des Philoſophen Schelling hat heute in 
der feſtlich dekorirten Aula der Univerſität eine Feier ftattgefunden. 
Profeſſor Beckers hielt die Feſtrede welche den geiſtigen Entwicklungs 
gang Schellings ſchilderte. Faſt alle Profeſſoren der Univerfität und 
zahlreiche Sindirende wohnten der Feierlichkeit bei. Das Monument 
Schelling's war mit Blumen und Kränzen geſchmückt. 

Wien 7. Januar. Der Kaiſer bat heute Mittag den biefigen 
ſpaniſchen Geſandten del Mazo y Gherardi in Privataudienz empfan⸗ 
gen und aus deſſen Hand das Schreiben entgegengenommen, in wel⸗ 
chem König Alfons ſeine Thronbeſteigung anzeigt. — Dem Vernehmen 
des „Telegraphen⸗Korreſpondenz⸗Bureau“ zufolge hat ſich gegenüber 
dem Voranſchlage des Budgets pro 1874 bei den direkten Steuern ein 
Mebrertrag von 5% Millionen und bei den indirekten Steuern eine 
Mindereinnahme von 1,200,000 Fl., alſo im Ganzen eine Mehrein⸗ 
nahme von 4.300, 000 Fl. herausgeſtellt. — Das Abgeordnetenhaus 
hat heute nach längerer Debatte den Antrag des Eiſenbabnausſchuſſes, 
wegen Ausbaues der Bahn Tarvis⸗Ponteba Verhandlungen mit der 

italieniſchen Regierung einzuleiten, faſt einftimmig angenommen. 
[Proßeß Ofenheim.] Der Präſident des Gerichtshofes 
verlieſt eine Zuſchrift des Handelsminiſters Banhans, in welcher die 
Angaben Ofenbeims und mehrerer Zeugen, welche direkie Beſchuldi⸗ 
gungen gegen den Miniſter enthalten oder ſich auf angebliche Aeuße⸗ 
rungen des Letz teren beziehen, entweder vollſtändig widerlegt oder 


ſich in längerer Rede gegen die Ausführungen in der Zuſchriſt des 
HBandelsminiſters. ie ; 
. Peſt, 7. Januar. Bei der heute begonnenen Berathung des Bud⸗ 
gets im Abgeordnetenbauſe entwickelte der Finanzminiſter Ghye y ſein 
bekanntes Finanz xpoé, nach welchem 13 Millionen des Defizits durch 
Einführung neuer Steuern zu decken wären. Hierdurch wären alsdann 
mit Zubülfenahme des noch vorbandenen Nefted der Anleihe die Aus 
gaben bis zum Jahre 1877 gedeckt. Der Miniſter legte darauf einen 
Geſetzentwurf betreffend die Einführung einer allgemeinen Einkommen⸗ 
ſteuer vor. 

Haag, 28. Januar. Nach bier eingegangenen Meldungen aus 
Atchin vom 15. d. M. haben die bolländiſchen Truppen eine feindliche 
Stellung im Norden der Moſchee von Lonabattah ohne Verluſte ge⸗ 
nommen. — Der Geſundheitszuſtand der Truppen war weniger be⸗ 
friedigend wie bisber. 

Bayonne, 7. Januar. Der für die Angelegenheit der Brigg 
„Guſtav“ ernannte ſpaniſche Regierungskommiſſar ift bereits in Paſ⸗ 
ſages eingetroffen. Die ſpaniſche Regierung bat die Abſicht, Genug⸗ 
thuung und Schadenerſatz zu gewähren. Die Oſſenſive gegen Zarauz 
unterbleibt vor äufig, weil Zeplien und fein Steuermann ſich noch 
dort in Gewalt der Carliſten befinden. 

London, 27. Januar. Die Beſitzer der Kohleng ruben in Dean- 
foreſt haben die Offerte der ſtreikenden Kohlenarbeiter, auf eine öpro⸗ 
zentige Lohnherabſetzung einzugehen, angenommen und hat der dortige 
Strike damit fein Ende gefunden. — Der Erzbiſchof von Caf hel und 
Emiy, Maurice F. Day, ift geſtorben. — Die heutigen Morgenblätter 
find ermächtigt, die Gerüchte von Abberufung des diesſeitigen Ge⸗ 
ſandten in Madrid, Sir A. H. Layard, als jeder Begründung ent⸗ 
behrend zu bezeichnen. 

Kopenhagen, 25. Januar. Die Linke des Folketbings hat den 
Vorſchlag gemacht, daß das Folkething eine Kommiſſton niederſetze, 
um über die künftige Stellung Dänemarks dem Auslande gegenüber 
Aufſchlüſſe ſeitens der Regierung zu veranlaſſen. Der Konſeilpräſt⸗ 
dent hatte bei Gelegenheit der Beratlhung der Forderungen für die 
Armee beretis erklärt, daß der Minifier des Auswärtigen bereit ſei, 
die gewünschten Aufklärunzen zu geben; in Abgeordnetenkreiſen glaubt 
man indeß. daß derſelbe vorausſichtlich nur bereits Bekanntes werde 
mittheilen können. 

Konſtantinopel, 26. Januar. Der Kommiſſar der türkiſchen 
Regierung, welcher den Verhandlungen des montenegriniſchen Berichts: 
Hofes in dem Prozeſſe der an der Podgoritza⸗ Affaire betheiligten mon⸗ 
tenegriniſchen Unterthauen beiwohnen ſoll, iſt beute ernannt worden. 
— Dem Vernehmen nach wird die türkiſche Regierung dem von der 
Kommiſſion von Scutari zu erſtattenden Berichte erſt Folge geben, 
wenn das montenegriniſche Tribunal ſein Urtheil geſprochen hat. 

Bukareſt, 27. Jan. In der geſtrigen Sitzung der Deputirten⸗ 
Kammer kam es aus Veranlaſſung einer Interpellation über die im 
Prozeſſe Ofenbeim zur Sprache gebrachte Affaire Mavrogeni zu einer 
ſehr erregten Debatte, an welcher ſich mehrere Miniſter und der frü⸗ 
here Miniſter Maprogeni ſelbſt betheiligten. — Die Kammer erklärte 
üch ſchließlich mit den von Maprogeni gegebenen Aufklärungen für be⸗ 
friedigt und ging zur Tagesordnung über. 


Polener Zei 


haupt abgeleugnet werden. Der Vertheldiger Dr. Neuda richtet 
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Hamburg, Leipzig, Munchen, 
Stettin, Stuttgart, Wien 
bei G. J. Bande & Ca. 


In Berlin, 
beim „ 
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Donnerſtag, 28. FJannar 


(Erſcheint täglich drei Mal.) 


Brief- und Zeitungsberichte. 
Berlin, 27. Januar. 


— Wie der „Frkf. Ztg.“ von hier geſchrieben wird, erſuchte der 
berliner Correſpondent des „Newport: Herald” vor einiger Zeit 
Herrn Lothar Bucher um ſeine Vermittelung behufs einer Unterre⸗ 
dung mit dem Fürſten Bismarck, worauf ihm am folgenden Tage 
nachſtehende Antwort zu Theil wurde: 

Wilbelmsſtraße 76. 
Januar 16. 1875. 

Mein Herr! Ich beehre mich Ihnen den Empfang Jures geſtri⸗ 
gen Schreibens zu beſtätigen, in welchem Sie meine Vermittelung bebufe 
E.ncd Interview mit dem Fürſten Bismarck anſuchen. In Erwirerung 
bierauf beehre ich mich Ihnen mitzuteilen, daß, ſelbſt wenn der Ge⸗ 
ſundheitszuſtand des Fürſten demſelben nicht eine längere Unterredung 
überhaupt verbieten würde, ich doch auch ſonſt Grund zu der Annahme 
habe, daß ſeine Durchlaucht nicht geneigt ſein würde, dem Repräſen⸗ 
tanten eines Blattes eine Unterredung zu bewilligen, we ches fo feind- 
ſelig genen feine Perſon und feine Politit iſt wie der „Newpork⸗ 
Herald.“ Ihr erg ebener Diener L. Bucher. 

— Der Kultus miniſter hat jüngft wieder, wie wir der „Elberf. 
Ztg.“ entnehmen, Veranlaſſung genommen, einen Febler feiner Vor⸗ 
gänger wieder gut zu machen. Bei der Anſlellung von Religions 
lehrern an höheren Schulen fol künftig, ohne Unterſchied der Kon⸗ 
feſſion, ſowohl hinſichlich der Anforderungen an ihre Qualifikation 
als binſichtlich des ihnen zu gewährenden Gehalts und Ranges, nicht 
anders verfahren werden, als bei den übrigen wiſſenſchaftlichen Lehe 
rern. 

— Nicht nur über Herrn Camphauſen find in letzter Zeit ver⸗ 
ſchiedene (linzwiſchen dementirte) Rücktrittsgerüchte ko portirt 
worden. Ein Korreſpondent ſchreibt Folgendes: 

Auch der Handelsminiſter hat nicht in Br Hinſicht die Er- 
wartungen befriedigt, welche feine Beredſamkeit und Gewanotbeit 
erweckt hatten. Er hält feine Untergebenen in weit ſtrammerer Zucht 
als Graf Itzenplitz und ſorgt für prompte Erledigung aller Anfragen 
und Beſchwerben, aber es fehlt ihm für ſeine größeren Aufgaben ent⸗ 
ſchieden an ſchöpferiſcher Initiative und Energie. Die Budgetbe⸗ 
ratbung wird ergeben, daß dieſer Eindruck um ſich greift. Ein drüter 
in Frage gezogener Mtniſter iſt der Chef der Admiralität, ob⸗ 
wohl deſſen Verwaltung kaum einem begründeten Tadel Raum läßt. 
Aber ſeit dem Sommer oder länger ficht er in keinem guten Ver⸗ 


hältniß zum Reichskanzler. Vielleicht wirken darin nach die leiden: 
ſchaftlichen Erregungen des 18 Falles nuch, von deſſen 


Behandlung man in Marinekreiſen jenen Tag behaupten hören kann, 


ſie ſei im letzten Grunde eigentlich Schuld an all' den ſeitdem erlebten 
brutalen Uebergriffen der Carliſten gegen Deutſche. Stcher iſt, daß 
nach der Erſchießung des Hauptmanns Schmidt der Reichskanzler, 
der damals noch in Kiſſingen war, an die Admiralität techniſch un⸗ 
erfüllbare Forderungen richtete, und deren motivirte Ablehnung böchſt 
übel aufnahm. In ſeinen Umzebungen wird augenblicklich wieder 
mehr als je von der Nothwendigkeit geſprochen, ein „homogenes 
Miniſterium“ herzuſtellen. Ob die angedeuteten ſpeziellen kleinen 
Kriſen zu einer derartigen Radikalreform führen werden, iſt indeſſen 
bei den gegebenen Vorausſctzungen wohl ſehr zweifelhaft. 

— Die Hofetiquette und die Parlamente. 
Zig.“ wird geſchrieben: 

Bei dem Hofconcert, welches am Donnerſtag im k. Su leſſe ſtatt⸗ 
fand, it in parlamentariſchen Kreiſen eine vortheilhafte Veränderung 
in der Aufſtellung der Adgeordneten nicht unbemerkt geblieben, zumal 
da das bisherige Arrangement viele Mitglieder des Reichs⸗ und Land⸗ 
tages von dem Erſcheinen bei Hofe abgehalten batte. Nach dem Er⸗ 
ſcheinen der Verfaſſungsurkunde waren die Abgeordneten bei Hofe im 
Allgemeinen nicht gern geſeben, wie dies immer aus der Art und Weiſe, 
wie die Hofbeamten ſich geriren, am beſten zu entnehmen ift. Um libe⸗ 
rale Abgeordnete bekümmerte ſich Niemand und ſelbſt Männer wie 
Schwerin und Grabow waren höchſtens geduldet. Es hatte dies die 
Folge, daß nur wenige Abgeordnete bei Hofe erſchienen und daß ſelbſt 
die Präſidenten ſich zurücktogen, ſobald fie ſahen, daß fie der ihnen ge⸗ 
bührenden Stellung nicht tbeilbaftia wurden. Die erſte Aenderung 
hierin trat 1871 mit der Veröffentlichung des Ceremonialbuchs ein, 
nach welchem wenigſtens den erſten Präſidenten beider Häuſer des 
Landtages der Rang unmittelbar nach den Miniſtern, und den Vice⸗ 
Präſtdenten der Vortritt vor den Oberpräſtdenten angewieſen wurde, 
wenngleich der überigen Abgeordneten keine weitere Erwähnung ge 
ſchah. Dies iſt nun durch die anne zur letzten Cour geſchehen, der 
zufolge die Bevollmächtigten uum Bundesrathe nach den Fürſten und 
Excellenzen, nach ibnen die Mitglieder des Reichstages und nach dieſen 
die Mitglieder des Landtages — ohne Trennung nach den Häuſern 
— Auffſtellung zu nehmen haben. 

— Die „Boft” enthält folgenden Artikel: 

Mit welchen Mitteln die ultramontane Partei bereits die Wahl⸗ 
agitation im Kreiſe Koſel⸗Groß⸗ Streblitz aufgenommen bat, beweiſt 
das Vorgehen der „Schleſ. Volksng.“, weſche in einem Berichte über 
die Cour am 21. Januar in fetlex Schrift mittheilt, der Kaiſer habe 
mit Mitgliedern der reichs freundlichen Parteien ſich über die Wahl⸗ 
prüfungen im Reichstage unterhalten und dabei ſeinem Bedauern 
über das Verbalten der Beamten in ſcharfen Worten Ausdruck gege⸗ 
ben.“ Die Obrenzeugen der Aeußerungen Sr. Majeſtät, als Aller⸗ 
böchſtderſelbe mit dem Herzog v. Ujeſt und dem Prinzen Karl zu Ho⸗ 
benlobe längere Zeit ſprach, beflätigen, daß die Behauptungen der 
Schleſ. Vol kezeitung jeder, auch nur durch Verdrehung möglichen, 
Begründung entbehr ein. Se. Mojeftät gab im Gegentheil dem 
Herzoge gegenüber ſeinem Bedauern klaren Ausdruck, daß derſelbe 
dem Reichstage entzo zen ſei und er hoffe, ihn recht bald dahin 
wieder zurückkehren zu ſehen. Daß in dem Kampfe bei den Wahlen 
1873 ein Hauptkunſtgriff der klerikalen Führer es geweſen iſt, den 
Fürſten Radz will als geliebten Veiter des Kaiſers anzupreiſen und 
hinzuzufügen, es ſei der dringende Wunſch des theuren Landeszvaters, 
feinen Verwandten im Reichslage zu ſehen, iſt ja allgemein bekannt. 
Fürſt R. — als es ibm gelang, anderswo gewählt zu werden, ſcheute 
ſich bekanntlich nicht, feine Parteigänger in eklatanteſter Weiſe Lügen 
zu ſtrafen, indem er der pol niſchen Fraktion beitrat. 

; Steele, 23. Januar. Nach der „Effener Ztg.“ iſt der neue 
Bürgermeiſter von Cloedt vor feiner Beſtätigung veranlaßt 
worden, die Erklärung abzugeben, daß er mit den kirchenpolitiſchen 
Maßnahmen der Staatsregierung völlig einverſtanden ſei, im Sinne 


Der „K. 


1 


‚feines Tienten namen 


iind an die 

Expedition zu ſenden und werden e am folgenden 

Tage Morgens 7 Uhr erſcheinende Nummer bis 5 Uhr 
Nachmittags angenommen. 


— — —— 


nd Geiſte derſelben ſein Amt verwalten und die Regierung dei deren 
Durchführung mit aller Kraft ſeines Amtes unterſtützen werde. 


Fulda, 24 Januar. Was das mit Beſchlag belegte biſchöfliche 
Vermögen betrifft, ſo meldet mun dem „Frankf. Journ.“, es beſtehe 
in Fulda noch ein geheimer Diözeſan⸗ Fonds, der von dem 
verſtorbenen Regens Komp gegründet worden und ſpäter durch Ver⸗ 
mächtniſſe ꝛc. auf eine ſehr hohe Summe augewachſen iſt. Man be⸗ 
ziffert das Vermögen auf 4 - 500,000 Gulden. Daſſelbe wird ſeit 
dem Ableben des Biſchofs Kött von dem zeitigen Regens Dr. Komp 
verwaltet. 

Cleve, 24 Januar. Der Biſchof von Münſter Dr. Brink⸗ 
mann ſtand vor einigen Tagen vor dem biefigen Zuchtpolizet gericht, 
angeklagt, durch drei bei Gelegenheit der jüngſten Firmungsreiſe des 
Biſchofs gehaltenen Anſprachen reſp. Predigten zu Rheinberg und 
Orſoy den Kanzelparagraphen verletzt zu haben. Die Germ.“ berichtet 
darüber: 

Der Angeklagte gab die beſtimmte Erklärung ab, daß er nicht ſo 
geſprochen habe, wie es in der Anklageſchriſt behauptet worden fei. 
Ueberhaupt wäre es ſein Beſtreben geweſen, in allen ſeinen auf der 
Firmungsreiſe gehaltenen Anſprachen niemals etwas zu ſagen, was 
nur irgendwie zu Unannehmlichkeiten und Miß verſtändmiſſen hätte 
führen können. Bi Beſteigung des biſchöflichen Stuhles habe er in 
Berlin den Huldigungseid geleiſtet und fi dadurch verpflichtet, 
ſtets für das Wohl des Staates einzutreten. Eingedenk dieſes Eides, 
den er bisher treu gehalten und bis zu ſeinem Tode treu halten 
werde, ſei er ſtets für das wahre Wohl des Staates 
eingetreten und habe er darum auch jene dem Staate nicht minder 
wie der Religion feindlich emigegenfichenden Strömungen des Uns 
glaubens und modernen Heidenthums dekämpft, denn die Religion 
jet und bleibe die Grundlage und nötbige Bedingung jedes 
ſtaatlichen Gedeihens. Darauf wurden ſechs Entlaſtungs⸗ und 
zehn Belaſtungszeugen verhört, von denen die erſteren meiſt mit 
dem vom Biſchoſe Aucgeſagten übereinſtimmten. Die Andern wußten 
ſich der betreffenden Worte nicht genau mehr zu erinnern. Einer 
ſogar, der vorber im Sinne der Anklageſchrift ſich ausgeſprochen hatte, 
änderte auf die Einwendung des Angeklagten hin, Das und Das babe 
er geſprochen feine Ausſage zu Gunſten des letzteren. () Der Staats⸗ 


prokurator Mellingbaus jedoch meinte, der Biſchof habe über die Lee | 


den der Kirche geſprochen und, da unter dieſen nur die von den Mai⸗ 

geſetzen für dieſelbe geſchaffenen Unannehmlichkeiten verſtanden werden 

könnten, nothwendig auch über die eek geredet. 

deshalb einen Monat Feſtungshaft. Der 

Weghaann hob in feinem eindrucksvollen Blaidoyer zur Verthe 
8 nter tlich die drei Punkte hervor, daß Drei Ente 

jaſtungszeugniſſe von Solchen vorlägen, die aus ſpezi Jutereſſe 


| 955 die damals geſprochenen Worte genau gemerkt hätten, daß die 
die ſich auch nach⸗ 


eden des Biſchofs auch auf die Anders Läußigen, ade 
ber an allen zu Ehren deſſelben veranſtalteten Feierlichkeiten eifrigſt 
betheiligt hätten, vom günſtigſten Eindrucke geweſen feien und ein 
in dem „Xantener Boten für Stadt und Land“ gebrachtes Referat 
über die betreffenden Reden mit dem vom Biſchof ſeldſt angegebenen 
. Sanden 3 — — übereinſtimme Der 
Herichtshof erkannte dann nach einiger Berathung auf Vertagun 
des Urtheilsſpruches auf acht Tage. 18 1 2 

Verſailles, 25 Januar. [Nationalverſammlun 

Der Zadrang nach Verſailles war heute wieder groß, da es zur Di 
kuſſion über den Senat kommen follte. 
mehr Theilnahme, wenigſtens war der St. Lazare Eiſenbahnhof m 
einer ſo dichten Menſchenmenge angefüllt, daß die Polizeidiner he 
hatten, die Ordnung aufrechtzuerbalten. Die Kommiſſion für Bou r⸗ 
going trat beute zuſammen. Cornelis de Witt, der Unter ⸗ 
Staatsſekretär im Miniſterium des Innern, und der Polizei Präfekt 
Leon Renault erſchienen in der Sitzung. Der Erſte brachte 
die Dokumente, die Bezug auf die adminiſtrative Unterſuchung haben, 
welche die Verwaltung wegen der Bonapartiften anſtellte. Zweite 
übergab der Kommiſſion die Aktenſtücke über die von ihm in den De⸗ 
partements gemachten Nachforſchungen. Dieſelben geben Aufſchluß 
über die Organifation der Banapartiſten in der Pro⸗ 
vin, ihre dortigen Umtriebe, über die Mittel, um Begeiſterung für 
das Kaiſerreich zu erregen, wie Über ihre Vorbereitungen für die all⸗ 
gemeinen Wahlen. Wie es heißt, will die Kommiſſion auch den Ge⸗ 
neral⸗Prokurator von Paris vor ſich laden. 
wurde um 2% Uhr eröffnet. 
ſehit (er iſt unpäßlich), 
partiſtiſche Dez utirte Cazeaux wohnte zum erſten Male der S 
an. 
Diskuſſion über das Senantsgeſetz über. Bordoux (linkes i 
rum) erhält zuerſt das Wort. 2 — 
die konſtitutionellen Geſetze und denen des Berichterſtatters über das 
Senatsgeſetz beſtehe. Während der erſte von einer Gewalt von ſteben 


Were A 


Die Parifer zeigen jetzt 


. 


Die öffentliche S 2 
Thiers iſt Be Jen 3- 5 
Der geſtern vor acht Tagen gewählte en * 
Nach Annahme des Protokolls der letzten Sitzung geht re 


Derſelbe macht auf den Wipderfprun g 
aufmerkſam, der zwiſchen den Erklärungen des Pe ea 2 


Jad ren ſpreche, erkläre der andere fein Geſetz für eine endgültige und 


unzerſtörbare Inſtilmiog. 


| N Redner tadelt dieſe Art und Weile, die 
Dinge vorzubringen. 


will aber erſt ſpäter ſeine Bemerkungen 


machen, und erklärt, daß er und feine Freunde unter dieſem Vorde⸗ 


balt für die zweite Beratbung votiren. — Mehrere Sti 


tim men: 


Zur Abſtimmung: 
Präſ.: 


Es weren mehrere Redner eingeſchrieben; fie haben aber 


ules Simon verlangt das Wort. — 


dem Wort entſagt, weil man einig ift, zu eirer zweiten Berathung 


überzugehen. — Raoul Duval pricht gegen das Geſetz: 
man weber die Republik noch die Monarchie berſtellen könne, mi 
man zu den Wählern ſeine Zuflucht nehmen (Beifall links.) — 


Lefèvre⸗Pontalis (Berichterſtatter) wirft Raoul Duval vor, 


daß er die Verpflichtungen vergeſſe, welche man im Geſetz vom 20. 
Probe mit einer einzigen Verſamm⸗ 3 
M 


November eingegangen ſei. Die 


ſung ſei bereits 1791 gemacht worden. Aus der damaligen einzigen Bere 


4 
2 


ſammlung ſei der Despotismus bervorgegangen. Redner ſetzt die 1 ! 
d fu 4 


wendigkeit einer Zmeiten Kammer noch weiter auseinander un 


dabei die Ideen des Legitimiſten Lucien Brun, welche derfelbe in der 

Freitagsſitzung entwickelte, zu bekämpfen. Die revolutionären Parteien = 

find ihm zufolge immer gegen die Zweiten Kammern geweſen; Ach 
Mitalie- 


batten aber, wenn man eine ſolche gemacht, immer verſucht, 
der derſelben zu werden. — Lockroy (äußerſte Rechte): 


A : Dies iſt 
mehr als eine Beſchimpfung; es iſt eine Verleumdung! — Pri. 


Buffet: Ich rufe den Redner zur Ordnung mit 
das Protokoll. (Lärm links). — Bräf.: Ich fordere die Deputirten 
auf ihre Plätze einzunehmen. Die Daputirten unterbrechen und ich 
verſtehe fie nicht. — Ant. Lefevre Pontalis bringt dann noch 
weitere Gründe vor, um fein Geſetz zu befürworten, und ſchließt da» 
mit, daß er die Kammer bittet, weder auf die Nathſchläge Lucien 


4 


1 


Einfhreiben in 


a ET A 
Bruns, noch auf f 
Berathung zu votiren. — Jules Simon weiſt darauf hin, daß es 
ſehr unbequem ſei, über das Senatsgeſetz zu berathen, wenn man das 
konſtitutionelle Geſetz noch nicht angenommen hat; man könne auf dieſe 
Weiſe dem Lande nicht die klare und genaue Löſung geben, die es 
perlange. Redner erklärt, daß er ncht im Namen einer Gruppe, 
ſondern im Namen einiger ſeiner Freunde ſpreche. Er giebt ſeine 
Zuftimmung, zu einer zweiten Berathung überzugehen, aber er iſt 
gegen die Gründung einer zweiten Kammer. (Ge ächter rechts und 
im Zentrum.) Das Syſtem, welches der Ausſchuß vorſchlägt, ſei 
nicht vereinbar mit dem monarchiſchen Syſtem. Repnuer ſucht dann 
darzuthun, daß der Geſetzentwurf auch für das 1 publikaniſche Syſtem 
nicht tauge, da es die Nation eines Theils ihrer Souveränetät bes 
raube. Er ſetzt nun weiter auseinander, weshalb er und ſeine 
Freunde für die zweite Berathung fiimmen Man werde ihr zufolge 
Amendements fielen, die man unterſuchen müſſe. Die Partei, welcher 
er angehöre, wolle ſich nicht den Vorwurf zuziehen, unnachgiebig zu 
ſein; ſie wolle, daß das Land endlich erfahre, an was es ſich in Zu⸗ 
kunft zu halten habe. Die heutige Diskuſſion ſei ohne Zweifel die 
letzte der Verſammlung von 1871, denn es ſei klar, daß die Verſamm⸗ 
lung, die ſich zu einer fonfliturenten erklärt, ihre konſtituirenden Ge: 
walten dann erſchöpft haben würde. Er und feine Freunde wollen 
den Augenblick nicht länger hingusſchieben, wo die Verſammlung ihre 
Auflöſung ausſprechen und das Land wieder ſich ihm ſelbſt zurückgeben 
muß. Herr Lucien Brun habe geſagt, daß nach dieſen Debatten die 
Maſforität ſich wiederfinden werde. Zwei Dinge ſeien aber nur mög⸗ 
lich; entweder werde die Kammer ihr Werk zu einem guten Ende füh- 
ren oder ſie werde es nicht tbun. In beiden Fällen werde es keine 
Verſammlung mehr geben. Im erſteren Falle würden ſich die Mit⸗ 
glieder der Verſammlung mit der Zufriedenheit zurücknehen, ihre Mif 
fon vollbracht zu haben; im zweiten Falle würden fie ſich mit dem 
Bedauern zurückziehen, ibre Exiſtenz auf nutzloſe Wille verlängert zu 
haben. (Beifall links; Der, Präſident läßt nun abſtimmen. Für die 
zweite Berathung ſtimmen 512, dagegen 188 Deputirte. 


Deutiger Reichstag. 
54. Sitzung. 


Berlin, 27. Januar, 11% Uhr. Der Präſident v. Forckenbeck 
theilt dem Haufe mit, daß die Jaſtizkommiſſion ſich konſtiiuirt hat. 
Der erſte Gegenſtand der Tagesordnung iſt die Fortſetzung der 
zweiten Berathung des Bankgeſetzes, die mit $ 15 b ginut. 
88.15 und 16 werden ohne Debatte angenommen. 3 
5 17 lautet: Die Reichsbank iſt verpflichtet, für den Betrag ihrer 
in Umlauf befindlichen Banknoten jederzeit min deſtens ein Driltheil in 
kursſäpigem veuifhen Gelde Reichskaſſenſcheinen oder in Gold in 
Bartken oder ausländiſchen Münzen, das Pfund fein zu 1392 Mek. co 
rechnet, und der Reſt in diskontirten Wechſeln, welche eine Verfollzeit 
von höchſtens drei Monaten haaren, und aus welchen in der Regel 
drei, mindeſtens aber zwer als zahlungsfähig bekannte Verpflichtete 
haften, in ihren Kaſſen als Deckung bereit galten!“ Hierzu jind fol⸗ 
gende Amendements geſtellt: vom Abg. Dr. Schultze Delitzſch: im 8 17 
anftatt der Worte: „ein Drittel“ zu ſetzen: „die Hälfte“; und vom 
Abg. Schroeder (Lippſtadt): im 8 17 am Schluß der zweiten Zeile 
(S. 17 ber Kommiſſiousbeſchlüſſe) ſtatt: „mindeſtens ein Drittel“ zu 
ſagen: „mindeſtens XN.“ { 
Abg. Schultze⸗Delitzſch befürwortet fein Arendement. Der⸗ 
ſelbe vermißt in dem Kommiſſionsantrage eine Begründung dafür, 
daß der Reichsbank eine verbäſtnißmäßig ſo geringe Baardeckung zu⸗ 
gestanden werde. Es ſei wahrſcheinlich, daß dieſe Maßregel in kauf⸗ 
männiſchen Kreiſen vollſtändig gerechtfertigt erſcheine, anders aber ver⸗ 
halte es ſich mit dem großen Publikum. Dieſes erblicke in der grö⸗ 
J — Baaroeckung vielmehr einen Maßſtab für die Solidität einer 
Bank. Um gerade dieſem Theile der Bevölkerung eine Aufklärung über 


das Sachverhältniß zu gewähren, habe er den Antrag geſtellt, auf deſ⸗ 


5 Regierung, ihre Motive näher amugeben. 


t 


fen Annahme er ſich allerdings ſich nicht ſteife. Er bitte deshalb die 


Staatsminiſter Delbrück erklärt, daß die Vorſchrift der Drit⸗ 
teldeckung thatſächlich eine Deckung zur Hälfte bedeute. E ene foltde 


Verwaltung könne nicht bis zur äußerſten Grenze der ihr ertheilten 
Coneeſſion 


hen, ohne ihren Eredit empfindlich zu ſchäbigen. Die 


Erfahrung habe erwieſen, daß auch bisher dies Verbä tnif immer ge: 


waltet habe. 


Wollte man die halbe Deckung vorſchreiben, ſo werde 
mau eine Zmeldrittel- oder Dreiviertel⸗Deckung erzwingen. Man 

dürfe ebenſo, wie man wiſſe, daß die Preußiſche Bankderwaltunz eine 
durchaus vorſichtige geweſen, aach der künftigen Reichsbank Vertraven 
entgegentragen. Er befürworte die Annahme des Commiſſious⸗ 


Antrages. 
bh. v. Hoverbeck kann ſich mit der Ausführung des Miniſters 
nicht einverſtanden erklären, Er will nicht nur für die Reichsbank 
ſondern auch für die Privatbanken dieſelbe Deckung haben, aber mit 
der Reichsbank anfangen. Es fet dies Verlangen um ſo begründeter, 
als durch den Wegfall der einprozentigen Steuer den Banken bereits 
ein großer Vortheil eingeräumt ſei. Eventuell würde er auch für die 
Vierzebntel Deckung ſtimmen, könne ſich aber mit der 4 Deckung nicht 
ein ver ſtanden erklären. 5 
Abg. Dr. Harnier glaubt in dem Commiiſtonsautrage ein 
Mittet zu erblicken, namentlich den kleineren ſoliden Banken die Mög⸗ 
lichkeit ihrer Fortexiſtenz zu ſichern, das man ihnen durch eine Ver⸗ 


ſchä ung der Deckungsvorſchriften entziehen würde. Er bittet deshalb 
zum Ablehnung der Amendements. 1 
Abg. Schulze zieht hiernach in Folge der Erklärung des Mi: 


u T ſeinen Antrag zu Gunſten des Schröder'ſchen Amendements 

zurück. 

Nachdem Abg. Bamberger ſodann gleichfalls den Kom⸗ 
miſſionsantrag empfohlen, wird der Paragraph nach Ablehnung der 
Amendements in der Kommiſſionsfaſſung angenommen. . 
„ 8.38 lautet: „Die Reichsbank iſt verpflichtet, ihre Noten: a. bei 

ihrer Hauptkaſſe in Berlin ſofort ouf Präſentalſon, b. bei ieren 

Zweiganſtalten, ſoweit es deren Baarbeſtände und Geldberürfniſſe ge: 
stalten, dem Inhaber gegen courefähbiges deulſch s Geld einzulöſen.“ 
Hierzu beantragen die Abag. Win dthorſt den Abfag b der Re⸗ 
gierungs vorlage, wie ſie naß den Amendements Hl rnier ſich geſtaltet 
hat, ,bei denj nigen ihrer Zweiganſtalten, welche in Stä nen von 
mehr als, 100,000 Eiuwobnern — berechnet nach dem durch das Kaiſer⸗ 
liche Statiſtiſche Amt feſt zeſtellten Erg baiſſe der unmittelbar voraus⸗ 
gegangenen Volkszählung — ihren Sitz haben, vor Ablauf des ori ten 

„Tages nach dem Tage der Präſentalion“), nach a wieder berzuſtell n 
und Abſatz b dieſer Beſchlüſſe unter Littr. o. cufiuſühren; Dr. 
Wolſfſon: folgenden Satz himnzufügen: „Die Reichsbankbhaupt⸗ 
flellen haben in Ermangelung verfügbarer Mittel auf Verlangen ds 
Inhabers die Einlöſung der Reichsbanknotlen bi der Haup kaſſe 
kostenfrei förderſamſt zu beſchaffen,“ Abg. Robland: anftatt der 


Ait. b zu ſetzen: „bei ihren Zweivonftalten, ſoweit deren Baarbeftände 
und Gebbedürfaiſſe die ſofortige Einlöſung nicht geitarten, gegen De⸗ 


1 ſtatt des 5 18 zu ſetzen: 


vonirung der präſentirten Noten ſpäteſtens wor Ablauf des Dritten 
Tages nach dem Tage der Präſentation,“ und Abg. Tellkampf: 
„Die Reichsbank iſt ve pfl echter, ihre Noten 
ſowohl ber ihrer Hauptkaſſe in Bertin, als bet ihren Zweiganſtalten 
und den . 8 18 0 ur ‚Brälentation dem Inhaber 
egen eoursfähiges deuſſches Geld einzulöſen.“ g 
a 5 Abg. Tellkampf bezieht ſich zur Begründung feines Amende⸗ 
ment auf das Beiſpiel der Bank von Frankreich und verſucht in 
längerer, meiſt unverſtändlicher Rede nachzuweiſen, daß furch Ans 
nahme ſeines Abänderungsantrages am Beſten den zu befürchten den 
Aub ſchreilungen ein Hinderniß beſchaffen werde. 5 
Abg. Rohland: IH ſehe unſern Antrag an als ein voth⸗ 


8 wendiges Cor relat zu dem $ 1 bes vorliegenden Geſctzes. Wir haben 


Verpflichtung die 


deufelhen geſtellt, weil in regelmäßigen Zeiten durch dieſe vorgeſchlagene 
Bank nie in Verlegenbeit lommen kann; dagegen 
Wird das Vertrauen des Publikums in großem Maße durch den Um⸗ 
ſtand geſtärkt, doch ſtels nach der kurzen Zeit von 3 Tagen nach der 
Bräfentation die Noten in Goldwerth umgeſetzt werden. Eine große 


die Raoul Duvabs zu hören, ſondern die zweite 


irn ng tritt beſenders dann ein, wenn Jemand, der Noten 


aus der Bank hat, vor einem Gläubiger gezwungen wird zu zahlen, 
and er nicht im Stande iſt, die Noten umzutauſchen. Es muß dadurch 
für denſelben ein großer Schaden entſtehen. Wir bitten, nehmen Sie 
unfern Antrag an. 5 

Abg. Dr. Wolffon: Unſer Amendement beruht im Allgemci⸗ 
nen 55 demſelben Prinzip, wie das des Herrn Vorreoners; es unter⸗ 
ſcheidet ſich aher von gieſem dadurch, daß es auch für Kriſen und an⸗ 
dere ungewöhnlichen Fille Schaden verhüten und Kalamitäten Abhilfe 
ſchaffen will durch Her beiſchaffung von Geldern; vor allen Dingen 
aber verwi eicht es das Prinzip, daß nicht der Eigenthümer die Ko⸗ 
ſten der Herbeiſchaffung zu tra en braucht, ſondern die Bank, die doch 
die Schuld kräft, dan qu enblicklich kein baares Geld vorhanden ift. 
Die Kommiſſtonsvorlage beringt eine weſentl che Zurlidiegung Derje⸗ 
nigen, „ie nicht beim Sitze der Huup!banf, Berlin, wohnen, und wir 
wollen deshalb den Reichshank⸗Hauptſtellen die Pflicht der Beſchaf⸗ 
fung auf ihre Koſten auferlegen. Wenn wir bei den Beſtimmungen 
der Kommiſſio s Vorlage ſtehen bleiben, fo würden wir ſchließlich zu 
der Konſeguenz kommen, daß bei den Zweiganſtalten überhaupt keine 
Einlöſung ſtat finden brauche; denn dieſelben werden als rege mäßize 
Einlöſungsſtelle die Hauplkaſſe in Berlin anſehen und dorthin ihr 
Geld abführen, jo daß bei ihnen kein baares Geld zum Einlöſen bleibt. 
Es enifteht dadurch ein großer Uebelſtand. Wir müſſen jeder Stadt 
wenigſtens den Troſt gewähren, daß ſtets, ſobald das Bedürfniß da 
iſt, eine Einlöſung ſtattfinden kann. Ich möchte hier noch eine alge- 
meine Bemerkung machen: es handelt ſich hier nicht allein um Er⸗ 
leichterung des inneren Verkehrs, ſondern auch um die Bethäligung 
de Prinzips, daß ihre Segnungen nur für einen punkt wirken ſollen, 
ſondern Daß wir jedem die freie Entwickelung laſſen; ee Sch 
ſtellung iſt ja nie möglich, der Zentra punkt wird immerhin den Bor: 
lug babe uber gehen Sie nicht weiter, als es das Bedürfniß ver- 
angt. 

Bundeskommiſſar Geb. Regierungsrath Michaelis: Bei dem 
eigentbümlihen Gaug, welchen die Verhandlungen genommen haben, 
und bei Umwandlung der Preuß ſchen Bank in die Reichsbank iſt es 
nur mö lich geweſen, die allgemeinen G:undfäge aufzuſt ellen, und wir 
hatten das Vert auen zu dem Reichstag, daß er in ovaler Weile die 
Arbeit ausführen und verbeſſern werte. Dies iſt hier geſchetzen und 
ich bitte Sie deßhalb, nehmen Sie den Paragrapben in der Faſſung 
der Kommiſſion an. Die Reichsbank hat den Zweck, den internatio⸗ 
nalen Verkehr zu erleichtern und der vorliegende Paragraph geftattet 
dies, fo weit das Bedürfriß reicht. Die vorliegenden Amendements 
laufen alle mehr oder weniger darauf hinaus, den Goldexport zu er⸗ 
leichtern. Nun, wenn es ſich um den Verkehr handelt, ſo haben wir 
doch zunächm dafür Sorge zu tragen, daß derſelbe im Inlande er- 
leichtert wird; daß wir das Ausland mit Geld verſorgen, lann nicht 
der Zweck des Geſetzes ſein. Was zunächſt das Amendement Tellkampf 
anbetrifft, fo geht daſſelbe noch weiter, als das geſtrige deſſelben Ab: 
geordneten. Geſtern verlangte derſelbe nur Baartedung aller Noten; 
beute dagegen will er, daß alle Zwerzanſtalten ſofort auf Präfentation 
den vollen Werth in Baur auszahlen; dies wurde zu dem Reſultat 
führen, daß die Reichsbank nicht blos volle Baardeckung haben, ſon⸗ 
bern ſogar über dieſelbe hinausgehen müßte; und das iſt doch wohl 
nicht möglich. Wenn der Abgeordnete kemerkt, daß dies Syſtem in 
Flaukreich beitebt, fo iſt daſſelbe auch durchführbar wegen der Eriftenz 
der Doppelwährung, ſo daß die Bank im Stande iſt, immer 
in dem Metall zu bezahlen, welches der Inhaber wünſcht. Unſere 
Bank könnte vielleicht auf dieſe Weiſe auch einige Jahre gut 
oper ren, fo wie aber die Pflicht ernſt an fie berantritt, fo giebt 
es ſch ießlich nur einen m lichen Weg, die Einſtellung der Baarzah⸗ 
lung. Was den legten Redner anbetrifft, daß er die Koſten der Her⸗ 
beiſchaffung des Geldes von dem Inhaber, auf die Bank ſelbſt über ⸗ 
tragen will, fo. läßt ſich der Transport auf privatem Wege viel 
beſſer und mit geringeren Koſten ausführten, als auf öffent⸗ 
lichem Wege. Außerdem bezweckt das Amendement, den Goldexporteu⸗ 
ren ibr Geſchäft auf Koſten des Reiches zu erleichtern, was doch un⸗ 
möglich durch das Geſetz geſchehen fol. Ich bitte Sie, halten Sie da⸗ 
ran immer feſt, daß die Reichsbank den Zweck hat, die Goldreſerve für 
den geſammten Umfang des Reichsgebiets zu halten, aber nicht den, 
den Nat e ouf Koften des Reiches und ihre Koſten zu unterſtützen. 
Ich bite Sie, nehmen Sie die Faſſung der Kommiſſſon an. 

Abg. Sonnemann fprieht ſich für ven Antrag Wolffion au. Ein 
legitimes Geſchäft könne nur auf Grund der Au ffech erhaltung der 
Goldwährung gemacht werden. Dies auch bei der Bank zu erreichen, 
beabſichtigten die Amendements Roland und Wolffion; das erſtere er⸗ 
ſchwere jedoch den Verkehr, das letz ere aber lege der Bank keine größe ⸗ 
ren Vipflichtungen auf, erleichtere den Ve kehr und ſtelle die Sicher: 
heit 1 5 her und erhöhe das Vertrauen des Publikums zu derſel⸗ 
beu. r bittet daher, das Amendement Wolffſon anzunehmen. 

Abg. Windthorſt: Die Reichsbank ſoll für das Reich gemacht 
werden und nicht für Berlin. Die 35 13 und 18 treffen nicht die er: 
fo derlichen Beſtimmungen; denn nach denſelben hängt Alles vom gu⸗ 
ven Willen, nicht aber vom Geſetz ab. 

Nach Schuß der Debette bittet der Referent Abg. Bamberger 
nochmals, alle Amendements abzule onen, indem er von allen einzeln 
nachzuweisen ſucht, daß fie dem Prinzip des Geſetzes widerſprechen. 
Min ſolle ſich nicht im Jntereſſe des Publikams zu Exzeſſen hinreißen 
laſſen, durch weſche die Bank ruinirt wird. 

Die Amendements werden hierauf fämmtlich abgelehnt, $ 18 nach 
den Komm ſſionebeſchlüſſen angenommen. f g 

8 19 beſtemmt, daß die Reichsbank verpflichtet iſt, die Noten der 
vom Reichskanze, nach der Beſtimmung ian 8 45 dieſes Geſetzes be⸗ 
kaunt gemachten Banken ſowobl in Berlin, als auch bei ihren Zweig⸗ 
Auftalſen in Städten von mehr ale 100,000 Einwohnern oder am 
Sitze der Bank, welche die Noten aus e geben hat, zum vollen Nenn⸗ 
werthe in Zahlung zu nebmen, fo lange die ausgebende Bank ihrer 
Noten inlölunge pflcht pünkllich nachkommt. 

„Abg. Scipio beantragt bierzu, ſtatt 100,000 zu ſetzen „80,000”, 
weil in der letzten Zählun von 1871 eine Zahl von Städten ſchon 
über 8000 Einwohner gehabt, oder nahe as 80,000 geweſen ſei, die 
ſonſt der Wobllhaten dieſes Geſitzes verlustig gingen Es find dies: 
N Dana, Frankfurt a. M., Magdeburg, Stuttgart, Nürn⸗ 

erg, Straßburg. ; 5 

Das Ameudement und mit demſelben der 8 19 wird angenommen. 

$ 20 wird ohne Die kuſſion unverändert onzenommen. 5 

§ 21 lautet nach den Kommiſſionsbeſchlüſſen: „Die Reichsbank 
und ıbre Zweiganſtalten ſigd im geſammten Reichszebiete frei von 
ſtaatlichen Einkommen⸗ und Gewerbeſteuern.“ 

Dazu beantragen die Abgg. v. Schauß und v. Denzin: Die 
Regierungsvorlage wieder herzuſtellen und ſomit nach „ſtaatlichen“ 
einzuſchieben: „oder kommunalen“ “. 8 2 

Aba. Dr. Oppenheim: Ich bitte Sie, unferem Antrage gemäß 
die Vorlage wieder herzuſtellen. Bei ber gegenwärtig beflehenden 
Anarchie in den Kommunalſteuern iſt es an ſich ſchon nicht gerathen, 
die Reich bank in ſolche Verhältniſſe bine nzuſtoßen. Außerdem aber 
iſt es gar nicht abiufchen, wie das Exträgniß der Filialen der Bank 
auch nur annäbernd ermittelt werden fol. Das Maß der Beſteuerun! 
würde alſo pure in das Belieben der Kommunen geſtellt werden, zumal 
da die Kommunalſteuern fo erbeblich, die Beauſſichtigung durch den 
Staat uber fo geringfügig iſt Nun find die Kommunen darin be⸗ 
kanntlich nicht blöde! Was leiſten ſie denn aber den Bankagenturen 
dafür als Aequiva ent? Die Sache lieg! umgekehrt fo, daß die Agen⸗ 
turen der Bank den Kommunen ſehr viele Vortheile bringen, das zeigt 
ſich am Beſten in der gro en Zabl von Orten, die ſich um ſolche 
Agenturen bewerben und wenn Sie die Kommunalbeſteuerung alſo 
zulteßen, würden Sie die Reichsbank in das unwürdige Verhältniß 
bringen, mit den einzelnen in der Bewerbung konkurxirenden Orten 
erſt über die Höhe der even u llen Beſteuerung zu verhanden. Dazu 
kommt, daß die Gemeinde ja ſchon die Beamten der Bank und die 
Antheilshaber beſteuert. Sie werden doch aber richt auch noch die 
bloße juriſtiſche Perſon, ein Joſtüut beſteuern wollen, deſſen halbes 
Einkommen dem Reich anbeimfällt! Auch ein Präcedenz werden Sie 
biermit in keiner Weise ſchaffen, denn es handelt ſich hier um eine 
lex specialis. Schi ben wir die Entſcheidung über dieſe Frage aber 
dis zur algem inen Regelung der Kommunalbeſteuerung auf, fo iſt 


hier nicht anzapfen! 


reduer daranf beruft, 
nicht überall von der Kommune beſteuert worden feien; das iſt rich 


das eine Vertagung ad calendas graecas! Wenn man fa 
Preußiſche Bank ſei ja auch von der Kommune gi 
fo it das richtig; — aber fragt mich nur nicht: wie? 1873 int 
95. 1874 von 99 Orten, alſo von nicht ganz % der berechtigten Ko 
munen dieſe Steuer erhoben worden. Nerenbei hatte reußiſ 
Bank auch noch Privilegien, die die Reichsbank nicht hat. In 
mäzung aller dieſer Gründe, bitte ich Sie: laſſen Sie das Neichef 
Abg. Grumb recht. In Konſequenz des Standpunktes 
Vorredners müßte man verlangen, daß auch alle Betteldanfen von 
Kommunalſteuern befreit werden ſollen. 


immer gleich daranf ausgeben, fofort alle Steuerguell 
(Beiterkit) Die, Herren- Voſle 15 1 — 
eſte haben, aber zahlen möchten ſie nicht! Und wenn der Herr 


munalftener nicht unterworfen find; 
Art, das von der Staatsſteuer befreit iſt, zur Communalſteuer 
berangezogen werden; in den übrigen Bundesſtaaten aber wird den 
Kommunen daneben der freieſte Spielraum gelaſſen fein. Die Reichs 
bant hat bie Aufgabe, wo es der Verkehr erfordert, Zweiganſtalten 
errichten, ja fie kann fogar vom Bundesrath gezwungen werden, fol 
an beſtimmten Plätzen zu errichten. Nun iſt es doch zweifellos, 
wenn eine juriſtiſche Perſon ſich 3 in irgend einer Komm 
etablirt, wo eine anſebnliche Enkommenſſeuer erboben wird, 
nicht beklagen kann, wenn ſie zu dieſer Steuer herangezogen wi 
Anders aber liegt die Sache mit der Reichsbank; fie hat nicht fr 
Hand, wie andere Geſellſchaften, ſondern unterliegt einem Zwan 
Auch bier alſo dürfte die Gerechtigkeit die Befreiung von den Ko 
munalſteuern erfordern. Wenn geſagt iſt, nicht einwal die Preußiſ 
Bank babe ein ſolches Priviſegium gehabt, ſo iſt zu bemerken, da 
Preußiſche Bankordnung 1846 erlaffen iſt, die Preußiſchen Kommu 
aber erſt 1853 in die Lage kamen, Filialen dieſer Bank zu beſteuern. & 
wird alſo febr begreiflich fein, wenn ſich die Reichsbant, wenn 
ihr möglich iſt, ih von Orten zurückzieht, 
tanten Kommunalsteuer unterworfen iſt. 
es erwünſcht, die Vorlage wiederherzuſtellen, damit die Bank bei 


nahme der Rommiſſionsbeſchlüſſe ſich ergeben; denn die Bank wi 
dann in die Lage kommen, Rechenſchaft darüber gehen zu müſſen, wi 
boch ihr Einkommen aus einzelnen Filialen ſei Die Kommunen wir 
den natürlich den Bruttoertrag als Grundlage der Beſeue ung am 
nehmen. Ich bitte daher um Ablehnung der Amendements und Wie“ 
der heſtellung der Vorlage. 1 
(Schluß folgt.) 


FTarlamentariſche Nachrichten. 


Die Juſtizkommiſſion des Reichstags hat 
— wie bereits ein Telegramm der Poſener Ztg. meldete — am U 
d. M. konſtituirt. Sämmtliche 28 Mitglieder waren erſchienen. Zus 
Vorſitzenden wurde Miquel, zum Stehvertreter deſſelben wurde 
Schwarze gewählt. Schriftführer find die Herren Maher (Donat 
wörtb), Thilo, Eyioldt und Struckmann (Diepholy. Die Kon 
miſſion beſchloß an die Regierung das Erſuchen zu ſtallen, der Kom 
miſſion einige jüngere Juriſten bebufs Abfaſſung der Protokol 
zur Verfügung zu ſtellen. Im Uebrigen fanden Vorbeſprechu 
gen über die Geſchäftsbehandlung ſtatt. Es ſollen mindeſte 
noch zwei Sitzungen vor dem Auseinandergehen des Reichstage! 
ſtattfinden, welche zur allgemeinen Information und zur Beſprechm 
über die geſchäftliche Behandlung der Vorlagen dienen ſollen. Für die 
Eröffnung der materiellen Arbeiten nimmt man den Anfang April iu 
Aue ſſicht; die Zwiſchenzeit wird den einzelnen Mitgliedern zu e 7 
Sichtung des Stoffes dienen, wie auch wahrſcheinlich die Abſichten 
ſyſtematiſch ib ſondern und deren Vertreter eine Verſtändigung unten 
emander zu erzielen ſuchen werden. Demnach iſt zu hoffen, daß die 
Juſtizkommiſſion nach ihrem Zuſammentritt ohne Verzögerung in die 
Arbeiten wird eintreten lönnen. Wenn die Kommiſſion ihre Arbeite 
abgeſchloſſen haben wird, darüber läßt ſich gegenwärtig auch nie 
inmal annähernd eine Vermuthung aufftellen. 


fokales und Proninzielles, 


Boien. 28. Januar. 
— Die erſte ordentliche Provinzialſynode der Provii 
Poſen bat ihren orthodoxen Charakter bereits am Tage der Eröffnung 
an den Tag gelegt, indem in den Vorſtand, ter außerordentli 
wichtige Funktionen zu üben hat (. Nr. 58 ver Poſener Zeitung) nut 
Männer von ſtreng kirchlicher Richtung gewählt wurden, unter ihnes 
der Konſiſto⸗ialrath Taube aus Bromberg mit einer, nahezu an Ein“ 
ſtimmigkeit grenzenden Majorität zum Präſes. Unter den Beiſitzern 
reſp. deren Stellvertretern, befinden ſich u. A. der Superinten den! 
Grütmacher aus Schneidemütl, dem biefigen Publikum bereit 
bekannt durch feine Vorträge zum Behen des hieſigen Diakoniſſen“ 
bauſes, in denen er ſtets in der ſchroffſten Weiſe gegen die modern 
Zeitrichtung zu Felde zu ziehen pflegt, ferner der Rittergutsbeſitzer 
v. Klitzing⸗Diiembowo, bei den letzten Wahlen als Kandidat der 
konſervatiden Partei im Wahlkreiſe Ciarnikau Cbodzieſen aufgeficht, 
ſowie der Landralh Freiherr v. Maſſenbach (Poſen). Letzterer ſtellle 
in der geſtrigen Sitzung folgende Anträge, die ſich gegen den Er laß 
des Oberkirchenratbs vom 21. September 1874 wenden, und auch die 
erforderliche Unterſtützung von 10 Stimmen fanden, ſe daß fie dem⸗ 
nach in einer der ſpäteren Sitzungen zur Diskuſſion gelangen und 
auch wohl "hnobe wol zescht dürften: 
1) Die Synode wolle beſchließen, . 
totbedliche Zaſtimmung zu der, 1 Erlaß des Aber ech are — 
21. September 1874 enthaltenen Aenderung des Trauformulars zu 


ne 


a 


i 
lagen und das alle agendariſche Traufo mular 


für allein re 


ratb zu bitten, die in $ 8 und 9 ſeines 


Bedingungen der Eingehung der chriſtlichen Ehe gegenwärtig entſchie⸗ 
den das chriſtliche Eherecht zur Geltung bringe. | 

3) Die Synnde wolle erk ären, daß ſie es mit dem Bekenntniſſe 
und den Ordnungen der Kirche für unvereinbar hält, daß Jemand. 
der die Gottheit Chriſti leugnet, in derſelben ein Lehramt verwalte 
und eine Vertretung übernehme. 

Heute Vormittags findet der Feſtgottesdienſt der Provimialſynode 
in der Paulikirche ſtatt. Gleichfalls bezeichnend für deu Charakter der 

Synode iſt es, daß der glaubenscifrige Superintendent Grützmacher 
b dabei die Feſtrede hält! 

r Der Paſtor Schönborn an der bieſigen Kreuzkirche, welcher 
ſchon ſeit längerer Zeit kränklich iſt. und ſeitdem durch den Prediger 
Behrens vertreten wird, tritt zum 1 Oktober d. J. auf ſeinen Antrag 

* mit Penſion in den Ruheſtand. P ſtor Schönborn hat vicle Dezen⸗ 
0 nien an der Grabenkirche und an der Grabenſchule gewirkt und iſt ſo 
ziemlich der einzige ältere evangeliſche Geiſtliche unſerer Stadt, welcher 
der freieren religidien Richtung angehört. 

— Wie man dem „Kuryer Poznanski“ aus Trzemeſchno mittheilt, 
ſollte am Sonnabend der dortige Dekan Tomaſzewski, welcher in 
Sachen des päpſtlichen Delegaten zu einer mehrwöchentlichen Geſäng⸗ 
nißhaft verurtheilt, krankheitshalber jedoch aus dem Gefängniß ent- 
laßen war, wieder verhaftet werden. Auf Grund eines ärztlichen 
Atteſtes wurde jedoch von der Verhaftung des Dekans Abſtand ge⸗ 
nommen. i : 

— Ein Korreſpondent des „Kuryer Pozn.“ klagt wieder einmal 
Aber die Lau heit der polniſchen Bevölkerung dem kirchen“ 
politiſchen Kampfe gegenüber und über deſſen feiner Anſicht nach falfche 
Auffaſſung der Bedeutung dieſes Kampfes. 
| Ich kenne in Poſen, ſagt der Korreſpondent, angeblich gebildete 
| Leute, welche Anſpruch auf loziſches Denken und Urtheilen machen, 

die aber wie es ſcheibt, ſogar der Regierung den Sieg wünſchen. Und 
warum? Weil fie der Perſon des hochwürdigſten Erzbiſchofs gram 
And. . Ihnen ſcheint es, daß es ſich um nichts anders handelt, als um 
eine zeitweilige Vermögensverwaltung und daß die Geifilihen un⸗ 
xöthiger Weile oppomren, weil fie zuletzt doch unterliegen! müffın. . . 
Wie unter den gebildeteren Kaſſen, fo find auch unter dem Volke un⸗ 
Hare und widerſprechende Nachrichten verbreitet.“ Dies muß nach der 
Anſicht des „Kuryer“ audertz werden, und wenn die Laien nicht wollen 
eder nicht im Stande find, das Volk aufzuklären (N), fo müſſen 
lich die Volk bätter fort und fort dieſer Aufgabe unterziehen. „Auf 
der Kanzel, ſagt der Korreſpondent weiter, müſſen die Geiſtlichen an 
das Lutz ſche Geſetz denken — privatim thun fie, was fie kön⸗ 
nen — und wenn fie von den Gutsbe Kern darin nicht unterſtützt 
werden, fo müſſen die Volksblätter einmal, zweimal, zehnmal alle 
darüber aufklären, daß es bier nicht darum geht, habgierige Geiſt⸗ 
liche ihres Vermögens zu berauben, denn fie entäußern ſich ja ſelbſt 
derſelben, ſontern um Geſetze, denen ſich die Kirche, ſolange ſie eine 
riß aiſch⸗katholiſche bleiben will, niemals unterwerfen kann. Die Volks⸗ 
blätter müſſen darüber aufklären warum die Biſchöfe, Dekane ſich im 
SGefängniß befinden, warum den Pröbſten Strafen f warum 
Re jungen Geiſtlichen ausgewieſen werden. Eine ſolche ufklärung 
und Belebrung des Volkes, wie es ſich in verſchiedenen Fällen ver⸗ 
halten foll, iſt unbedingt nothwendig.“ 


Wer leſen kann, der leſe! . 5 5 

Zur Etinnerung an die Kapitulation von Paris 
bnd heute die öffentlichen Gebäude unſerer Stadt mit Fahren ge: 
ſchmückt. 

r. Der Rektor Hielſcher, der, wie bereits mitgetheilt, zum 
Regierungs- Schulrath in Arnsberg ernannt worden iſt, verläßt une 
fere Stadt binnen wenigen Wochen, um ſich an feinen neuen Beſtim⸗ 
mungsort zu begeben. Die Leitung der Schule iſt, wie wir hören 
won da ab interimiſtiſch dem an der Anftalt ſeit einigen Monaten an⸗ 
geſtellten Rektor Gericke übertragen worden. 

. Die Aufnahmeprüfungen in den Schullehrer ⸗Seminarien 
der Provinz Poſen werden i J 1875 in den evangel ſchen Seminarien: 
zu Bromberg am 26. und 27. Februar, zu Koſchmin am 23 und 
24. Apri); in ben katholiſchen Seminarien: zu Paradies am 18. und 
19. Juni, zu Erin am 23. und 24. Auguſt; in dem Simultan⸗Semi⸗ 
nar zu Ra witſch am 2 und 3. Juli ftatifinden. 175 

r. Die Halteſtelle der Oels⸗Gneſener Eiſenbahn in der Nähe 
der Ortſchaft Chrzan, ſowie der Städte Neuſtadt a. W. und Zer⸗ 
kow hat mit Genehmigung der Herren Miniſter des Inneren und für 
Handel, Gewerde und öffentliche Arbeiten den Namen der zunächſt lie⸗ 
genden Stadt Zerkow erhalten. 

Grätz, 25 Januar. [Brauſteuer.] In der letzten Stadt⸗ 
verorbnelenſitzung kam eine Angelegenheit zur Berathung, welche nicht 
nur für die Stadt von der größten Bedeutung iſt, ſondern auch viele 
auswärtige Liebhaber von Grätzer Bier intereſſtren dürfte. Die hie⸗ 
igen Brauer muſſen als Kommunalſteuer einen Zuſchlag zur Brau⸗ 
maliſteuer entrichten, abgeſehen von der ſogenanten Waſſerſteuer. Sie 
haben nun bei der kal. Regierung um Aufhebung dieſel Steuer peti⸗ 
tionirt und bearünben ihr Geſuch damit, daß die Steuer erſtens jeder 
geſetzlichen Baſis entbehrt, daß fie bei Forterhebung derſelben mit dem 
Bairifhen Bier nicht konkurriren könnten, fie alſo dadurch in ihrem 
Gewerbe. geſchädigt würden, dagegen beim Wegfall der Steuer das 
Gräser Bier billiger verkaufen könnten. Magiſtrat und Stadtverord - 
nete, denen die Sache zur Beſchlußtaſſung zugegangen iſt, erklärten ſich 
einſtimmig für Beibehaltung der Steuer. Sie führten dabei aus, daß 
dicielbe wohl geſetzmäßig ſei, weil fie von den ſtädtiſchen Behörden be⸗ 
ſchloſſen und von Regierung und Miniſterium, wenn auch nur bis auf 
Weiteres, genehmigt fei, daß beim Wee fall derſelben, da fie ca. 3000 
Thlr. einbringe, der Stadthausbalt nicht weiter geführt werden könne, 
indem alsdann die Kommunal⸗Abgaben über 300 pCt. der Klaſſenſteuer 
betragen würben, daß ferner das Gräber Bier, eigen in ſeiner Art, 
keine Konkurrem von andern Bieren zu fürchten habe, daß erweiblich 
der Steuer olle der Konſum des Grätzer Bieres trotz der Steuer von 
Jahr zu Zahreg ſtiegen und endlich eine Preiser äßigung von 5 Sgr. 

dio Tonne nicht erheblich ſei, ſchließlich auch nicht die Brauer, ſondern 
die Konsumenten die Steuer trugen Man darf auf die Entſcheidung 
der fal. Regierung geſpannt fein, 

H. Pleſchen, 25 Januar [(Berwun dungen] In ver 
gangener Woche wurden zwei Arbeiter, welche bei der im Bau bes 
zriffenen Oils Gneſener Eiſenb ahn befältiat waren, auf der Dem⸗ 
önder Stricke bei Neuftabt a. W. durch Revolverſchüſſe leicht vers 
wundet. Gutebeſitzer Dr. Cohn, Miteigemhümer von Dembno, 
welcher, aus mir nicht bekannten Gründen, den Bahnarbeitern die Be 
nutzung der Dembnoer Ländereien nicht geſtatteu wollte, ihnen auch 
das Handwerkzeug pfändete, gerieth mit den Arbeitern in's Handge⸗ 
menge. H erbei ſtelen aus dem Cohn'ſchen Revolver 2 Schüffe und 
verwundeten den einen Arbeiter am Arme, den anderen an der Hand. 
Tohn ſoll bei dem über egenen Angriffe im Zuftande der Nolhwehr 
ſich befunden und, um die Angreifer abzuſchrecken, den Revolver her⸗ 
vorgezogen haben; dadurch jedoch, daß die Arbeiter ihm denſelben aus 
der Hard entwinden wollten, entlud ſich leider decſelbe. 

. S Nawitfch, 7. Januar. bſchiedseſſen. Katbo- 
liſcher Gottesdienft in deutſcher Sprache] Unter 
überaus ſtarker Betheiligung fand geſtern ein Abendbrod zu Ebren 
unſeres bisherigen Stadtraths Pfuhl ſtatt, der mit dem 1. k M. ſein 
neues Amt als Bürgermeiſter in Landeshut i. S. antritt. Alle Kon⸗ 
feſſionen und Nationaliläten, ſowie alle Stände aus dem Zivil und 


j g zu erklären. a „ 

: i de wolle beſchließen, den evangeliſchen Oberkirchen ⸗ 
— 5 a x Erlaſſes vom 21. September: 
1874 enthaltene Anordnung der Wiedertrauung ſchriftwidrig Geſchie⸗ 
dener zurückzunehmen und anzuerkennen, daß die Kirche rückſichtlich der 


Die Kirchlichen Pflichten in Bezug auf Trauung 
und Taufe. 


Die „Provinzial Correſpondenz“ veröffentlicht folgenden Erlaß 
des Evangeliſchen Ober⸗Kirchenraths an die Konſiſtorie 
vom 25. Januar 1875: ö 


Unſeren wiederholten Belchrimgen und Ermahnungen iſt es bis⸗ 
her nicht gelungen, die Mißverſtänoniſſe zu überwinden, welche über 
die Rückwirkung des Zivilſtandsgeſetzes vom 9. März v. J auf die 
Pflicht der evangeliſchen Chriſten, die ihre Kinder zur heiligen Taufe 
zu bringen und ihre Ehen einſegnen zu laſſen, vorzüglich in den 
unteren BVolksklaſſen verbreitet ſino. Wenn dieſe Irrttümer eine ge⸗ 
wife Nahrung aus dem Umſtande gezogen haben, daß das genannte 
Bivuftandsgcieg die Fortdauer dieſer krch ichen Verpflichtungen nicht 
aus drücktich be vo hob, jo wird jetzt du ch die in den Entwurf des 
Reichs geſetzes (5 79) aufgenommene Beſtimmung dem Irrthum und 
dem durch ihn g nährten Leichtſinn und Ungehorſam gegen vie Kirch: 
liche Ordnung bie letzte Stütze entiogen. Von der hier ausgeſproche⸗ 
nen beſtimmten Erklärung des Geſetzgebers, 

daß durch die neue Zivilſtandsordnung die kirchlichen Ver⸗ 

vflichtungen in Beziehung auf Taufe und Trauung nicht bes 

ruhrt werden, n f k 
haben daher nach dem Willen Seiner Majeſtät des Kaifers und Kö⸗ 
nigs die kirchlichen Olgane erneuten Anlaß zu nehmen, die unver⸗ 
änderte Fortdauer jener küchlichen Verpflichtungen einzuſchärfen und 
die zum größten Schaden für das religidfe und ſittliche Volkswohl 
gereichenden Irrihümer zu zerſtreuen Wir beauftragen daher das 
Königliche Konſiſtorium, die in der Anlage enthaltene, zur Be⸗ 
kampfung dieſer Jrrthümer beſtimmten Anſprache in ben Kirchen ſei 
nes Bezirks durch die Geistlichen von den Kanzeln ver eſen zu laſſen, 
und außerdem in der nachdrücklichtten und beharrlichſten Weiſe Alles 
zu thun, was zur S cherung und Verſtärkung der Wirkung gereichen 
kann, weiche unſere Anſprache beabſichtigt. 

Zu dieſem Behuſe werden insbeſondere die Gemeindekirchenräthe 
darauf hinzuweiſen fein, daß die im $ 14 der Kirchengemeindeordnung 
ibnen befohlene Aufrechthaltung und Förderung der christlichen Sitte 
den unabläfigen. Kampf gegen die Unſitte der Verabfäumung der 
Taufe und Trauung zur heiligen Pflicht macht. Wir vertrauen, daß 
bie Aelteſten durch ven Ernſt und Eifer, mit weld em fie vieſer ihrer 
oberſten Berufspflicht ſich hingeben, der nicht raſtenden Arbeit der 
Geiſtlichen, durch Lehre und Seelſorge in den Ueberzeugungen und 
Herzen der Gemeindeglieder die Verpflichtungen in Bezug auf Taufe 
und Trauung zu befeſtigen, eine weſentliche Bedingung und Bürgſchaft 
des Erfolges gewähren werden. ö 


Die erwähnte Anſprache des evangeliſchen Oberkirchenrathes 
an die Gemeinden lautet wie folgt: 

Gnade und Friede von Gott unſerem Vater und dem Herrn Jeſu 
Chriſto ſei mit Euch Allen! 

Schon wiederholt haben wir die Gemeinden daran erinnert, daß 
durch das Staatsgeſetz über die Beurkundung des Perſonenſtandes 
und die Form der Eheſchließung vom 9. März v. J. die kirchliche 
Pflicht evangeliſcher Chriſten, ihre Kinder zur heiligen Taufe darzu⸗ 
bringen und ihre Ehen kirchlich einſegnen zu laſſen, keinerlei Berän.e- 
rung eifabren dat. Wenn wir demungeachtet in dieſer Angelegenheit 
letzt wieder an die Gemeinden uns wenden ſo entſprechen wir damit 
zunächſt dem auserücklichen Willen Sr. Ma jeſtät des Kaiſers und 
Königs, weicher in treuer Liebe zur Kirche und im lebendigen Intereſſe 
für das Wohl ſeines Volles uns veranlaßt hat, noch einmal den Ge⸗ 
meinden die in Rede ſtehende Verpflichtung auf das Gewiſſen zu 
legen. Es hat das landesväterliche Herz Sr. Majeſtät tief bekümmert, 
wahrzunehmen, daß lockere Vorſtellungen von den beiligen Pflichten 
einzureißen beginnen, welche jedem evangeliſchen Chriſten in Beziehung 
auf die kirchliche Einſegnung feiner Ehe und die Taufe feiner Kinder 
obliegen. Viele haben gemeint, Taufe und Trauung ſeien nun nicht 
mehr nöthig. Andere haben fogar gewähnt, Taufe und Trauung ſeien 
fortan verboten. # ! 

Diejenigen, deren Gemüther ohnehin der Kirche entfremdet waren, 
find nunmehr erſt recht der Verſuchung unterlegen, ihre religiöfen 
Pflichten zu verabiäumen. Würde ſolchem Unweſen in der Kirche nicht 
geſteuert ſo müßie es & länger je mehr zur Auflöſung aller guten 
chriſtlichen Sitte und Zucht und zur Verwilderung des chriſtlichen 
Volkslebens ausſchlagen. . 

Deßbalb muß der Unwiſſenheit und Pflichtvergeſſenheit in dieſen 
Dingen, wo fie ih offengart, mit aller Entſchiedenheit und Kraft ent⸗ 
gegen getreten werden, Die Geistlichen, Gemeindekirchenräthe, Pres⸗ 
byterien erfüllen nur ihre Amtspflicht, wenn fie allen Fleiß und Ernft 
brauchen um durch Ermahnung, Belehrung und Warnung das Un: 
heil einer Entchriſtſichung unſeres Volkes abzuwenden. Wenn bisher 
die obwaltenden Mißverſtändniſſe und Jerthümer eine gewiſſe Nah: 
rung aus dem Umſtand gezogen haben, d 6. das genannte Geſetz über 
den Perſonenſtand die Fortdauer der krchlichen Verpflichtungen nicht 
ausdrücklich hervorhob, jo iſt dies fortan nicht mehr möglich. Denn 
eine in den Entwurf des Reichsgeſetzes über denſelben Gegenſtand 
aufgenommene, den eigenſten Sinn und Willen Sr. Maj. aus drückende 
Beſtimmung befaut unzweideutig, daß die kirchlichen Verpflichtungen in 
Beziehung auf Taufe und Trauung durch dieſes Geſetz nicht berührt 
werden. Damit ill jenen Jerthümern und der durch fie genährten 
Leichtfertigkeit, ſowie dem Unzehorſam gegen die kirchlichen Ordnungen 
die letzte Stütze entzogen. Die Verpflichtung zu Taufe und Trauung 
dauert alſo unverändert fort, und es wird fernerhin Keiner ſich mit 
Unkunde entſchukdigen können, der ein Mitglied der evangel. Kirche 
ſein will und doch die Trauung ſeiner Ehe und die Tauſe ſeiner Kinder 
verahſäumt. 

Wir ermahnen daher noch einmal alle Gemeindeglieder herzlich 
und dringend, ſich ſelbſt und die Seelen der Ibrigen der kirchlichen 
Guadenmittel und Segnungen nicht zu berauben und auf ihr Gewiſſen 
nicht eine ſo ſchwere Schuld zu laden. 5 ; 

Niecht minder bitten wir alle diejenigen Gemeindeglieder, welche 
in der Treue gegen die Kirche feſlhalten, an ihrem Theil und in ihrem 
Kreiſe dahin zu wirken und darauf zu halten, daß ein Bruch der be⸗ 
währten kirchlichen Sitte und Zucht in dieſen Dingen nicht einreiße. 
Sie können und fie follen daher auch dazu beitragen, daß die Gewiſ⸗ 
ten und das kirchliche Pflichtgefühl geſchärft werden, damit hinfoct Kei⸗ 
ner mehr, ſei es aus Mißverſtand oder muthwillig, ſich den erwähn⸗ 
ten kirchlichen Pflichten nud den damit verbundenen Segnungen ent⸗ 
ziehe, vielmehr guch Diejenigen, welche bisher ibrer Pflicht nicht ein⸗ 
gedenk geweſen ſind, durch Liebe und ernſten Zuſpruch der Kirche und 
dem en Sinn wieder gewonnen und zu ihrer Pflicht zurückgeführt 
werden. 
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Staats- und Volkswirthſchafl. 


. Thalereinziehung. Das „Berl. Tab.“ macht darauf auf⸗ 
merkſam, daß die Staatskaſſen, namentlich die Poſtämter angewieſen 
find, alle einkommenden älteren Jahrgänge der preußiſchen Thaler⸗ 
ftüde bis zum fahre 1822 nicht weiter auszugeben, fondern dieſelben 
bei der Slaatsſchuldentugungskaſſe gegen neues Geld umzuwechſeln. 
Wie reichlich er Fang iſt, ergiebt ſich daraus, daß allein von jedem 
berliner Poſtamfe in den erſten Wochen täglich Über taufend alte 
Thaler abgeliefert wurden. 


ergaben mith 

Mebreinnahm 85 
Wien, 27 Jan. Die Einnahmen der fra 
bahn betrugen am 22 und 23. Jan. 172,343 Fl. 


Verantwortlicher Redakteur: Dr. Julius Waſner in Poſen. 5 
Für das Folgende übernimmt die Redaktion keine Verantwortung. 
Angekommene Fremde vom 28 Januar. „= 
MYLIU® HOTEL DR DRESDE. Landrath Studt aus 
Obornik, Poſthalter Weiß g. Pinne, die Rittergutsd v. Wenndorf u. 
Frau a. Zuniechowice, v. Sänger a. Bolajemo, Jacobi a. Wittkowice. 
die Kaufleute Kerſton, König a. Stettin, Deutſch, Seck lſohn, Nierl a. 
Berlin, Jöring a. Stettin, Franke n. Bromberg, Rohn o. Breslau, 
Winkelmann a. Stolpe, Mehrlein a. Lieanig. > 

RN EO Kl. um E RH A. Bie Rittergutsbeſitzer von 
Tropczpneki a. Saporowo die Kaufleute Neumann a. Würzburg, Jo 


achim a. Berlin, Rumler a, Breslau. ii 

C. SUHAKFFENBERGB HOTEL. Major v. Sellentin aus 
Kumorowo Paſtor Schmidt a. Neukomiſchel, Architekt Kubl a. Bres⸗ 
lau, die Kaufl. Haak a. Berlin, Blütchen a. Netſchau, Fröhlich aus 
Sagan, Kreyn aus Pudewitz, Cohn aus Breslau, Lange aus 


Königsberg. 

) S HOTEL. Die Kaufleute Gebr. Leßler und Friede 
länder . Rogaſen, Roſenzweig a. Bitterfeld, Wagner und Sohn a. 
Julroſchin, Fränkel a. Pieſchen, Cohn a. Ruda, Guttmann a. Grätz, 
Iſra la Pinne, Bauchwitz a. Landsberg, Strack a. Filehne, Hirſch⸗ 
berg a. Lautenburg, Peiſer a. Grzeliniewko, Elias a. Wreſchen, Nen⸗ 
feld a. Schrimm. 05 


— ů * — o o D —— N 
Bis 1) Uhr Vormittags eingegangene Depeſchen. 3 


Verſailles, 27. Januar. Die Nationalverſammlung nahm den 
erſten Artikel des Geſetzentwurfs über die Beſteuerung der Zündhölzer 5 
an. Die Beratbung der Artikel zwei und drei findet morgen ſtatt, 
außerdem auch die zweite Leſung der konſtitutionellen Geſetzentwürfe. 

Nom, 27. Januar. Die Generalverſammlung der Aktionäre der 
Tabaksregie genehmigte die Konvention zwiſchen der Regierung » 
der Regie, betreffs Ausdehnung des Tabaksmonopols auf Sizilien und 
ſtimmte den Regierungsverfügungen, betreffs Preiserhöhung mehrerer 
Tabaksſorten zu. Die Konvention mit der Regierung über die Amor⸗ 
tiſation zweier Serien Tabaksobligationen, deren Verhandlung für beute 
gemeldet, wird der Ag. „Stephani“ zufolge der Verſammlung überhaupt 
nicht unterbreitet, da die betreffende Operation lediglich zwiſchen der 
Regierung und einigen Bankiers vollzogen wird. 1 


— 
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Telegraphiſche Nörſenberichte. 


15 

Bredlan, 27. Januar, Nachmittags (Getreidemarkt). Spirttus 

pr. 100 Liter 100 pCt. pr. Jan. 54, 20, pr April⸗Mai 55, 50. Juni 

Juli Weizen pr. April⸗Mai 180, 00. Roggen pr. Jaungar 
Apru⸗Mai 148, 00, per Mai⸗Juni —, — Rübe 
pr. Januar 53, 00 pr. April⸗Mai 54, 50, pr. Mai⸗Juni 55, 00. 

Zink Dt Welter: Schnee. Petrol (Schlußbericht. St 225 
etroleum ußbericht). Stan dard 

white ioco zu 11 Mi. 10 Pf. Feſt. 5 aM 

Hamburg, 27. Januar. izen loko A A. N 
auf Termine f Weizen 

126 pfo pr. x} 

1000 Kilo netto 188 B., 

188 B., 
Roggen pr. 


Ja 


il, pr Januar und pr Fer 
al- Juni pr. 100 L. 100 pe 


„ 25, fremder loko 5 
Roggen unv., hieſiger loko 
14, 90. Hafer loco 19, 30, 
üböl fefter, loko 29, 50, Rn 


(Schlußbe⸗ 
15 340, Gerſte 


8. 1 
Der Markt ſchloß für ſämmtliche Getreidearten bei ſchleppenden 
Geſchaft zu nominellen unveränderten Preiſen. — Wetter: Schön. 0 0 
Liverpool, 27. Januar, Vormittags. Baumwolle Anfangs⸗ 
berich) Meuthmaßlicher. Umſas 15,000 Ballen. Feſt Verſchiffungen 
amerikaniſcher Baumwolle ie höher Tagesimport 14,000 B., davon 
13,000 B. amerikaniſche, 1000 Bullen P se 


00, 


Spiritus 


Antwerpen, 7. Januar, Nachmittags 4 Uhr 30 
Getreidemarkt geſchäftslos. 
Petroleum Markt (Schluß bericht). Raffinirtes, Tyde weiß 
loko 27 bez 27% B., pr. Januar 26% bez. und Br., pr. Februar 26 

bez und B, pr. März 27, Br. pr. September 29% Br. Behauptet. 


b 8. (Ge 
bericht. Weizen pr. Mai ov. 277, Roggen 


186. pr. Mat — Raps pr. April — — 1 
Amſterdam, 27. Januar, Nachm. Get 5 
Weizen loko geſch ftslos, pr. März —, 


278. Roggen loko 
Rübö! lolo 
Glasgow 


74 Sh. 


Rm. nach Qual. gef, 
dieſen Monat —, Jan ⸗Febr. —, April Mat 185,50 184,50 
Mai⸗Juni 186 50 185 50 186 Rm bz, Juni⸗Juli 188-187 


Breslau, 27. Januar. 
Abwartend. 
Freiburger 94. 00. do. junge —. Oberſchleſ. 142, 00 R. Oder- 
Ufer⸗St. A 111,50. do. do. Prioritäten 113 00. Franzoſen 534,00. Lom⸗ 
Barden 234,00. Italiener —. Silberrent: 6900 Rumäniex 33,50 Bres!. 
Diskontobanf 83,50. do. Wechslerbanf 75 00. Schleſ Bankv. 106, 25 
Kreditaktien 404,00. Laurahütte 125, 25 Oberſchleſ Eiſenbahnbed. —. 
Deſſerreich Bankn. 182,50 Ruſſ. Banknoten 284, 00. Schleſ. Ber ind» 
Dank 92,0 Ottdeutſche Bank —. Breslauer Prov. Wechslerb. —.—. 
Kramſta 90 00. Schleſiſche Zentralbahn — —. Bredl. Oelf 58,00 


Telegraphiſche Korreſpondenz für Jonds-Kurſe. 
Frankfurt a. M., 27. Januar, Nachmittags 2 Uhr 30 Minuten. 
Schluß matt. i Ä 2 
Anfangs feſt, zum Schluß auf niedrige Berliner Notirungen er⸗ 
mattend, Babnen feit, Anlagewer be belebt. 
a f Ben, Pain. Privatdiskont 3%, Kreditaktien 0, 40 Deport, Fran⸗ 
oſen glatt. 
a Nach Schluß der Börſe: Matt. Kreditaktien 200%, Franzoſen 267, 
Lombarden 116. 
l N Londoner Wechſel 204,50. Barifer Wechſel 81,40. Wie⸗ 
Ä ner Wechſel 182,60. | 267%. Böhm. Weſth. 172% Lombar⸗ 
den 116%. Galiner 215. lifaberbbahn 170. Nordweſtbabhn 134. 
Preditaktien 202*). Ruff Bodenkredit 91%. Ruſſen 1872100%. Silber⸗ 


*) per medio reſp. per ultimo. 
Berlin, 25. Januar. Die heutige Börſe eröffnete in ziemlich 
feſter Haltung und entſprach in dieſer Beziehung den auswärtigen 
alinftigen Notirungen; das Angebot hielt ſich ſehr reſervirt und die 
Courſe fielten ſich auf ſpekulativem Gebiet tbeilweiſe etwas höher als 
geſtern. Im weiteren Verlaufe der Börſe machte ſich aber eine tief 
eingreifende Verſtimmung bemerkbar, die ziem ich allgemein, beſonders 
aber für Montanwertbe eine weichende Tendenz im Gefolge hatte. 
Der Kapitalsmarkt wies nur theilweiſe eine dauernd feſte Ten⸗ 
denz auf, wäbrend Kaſſawerthe vielfach in matter Haltung um⸗ 


gen. 2 4 1 — fi 
Das Geſchäft und die Umſätze gewannen nur mäßige Ausdehnung, 
und das um jo mehr, als die Ultimoregulirung auch heute den nor- 
malen Verkehr nicht unweſentlich ein ſchränkte. 

Prolongationsſätze wurden nar geringfügigen Veränderungen 


Jonds⸗ U. Ackienböre 8 8 


Italieniſche Anl. 
do. Tabaks-⸗Obl. 6 98,60 G 
do. do. Reg.⸗A 

Berlin, den 27. Januar 1875. 

Deutſche Fonds. 


Deft R — nn 
er. Pap.⸗Ren 
| do. en 


11 69,10 01 6 
do. 250fl. Pr. Obl. 4 109, 


. 6 
Gonſolidirte Anl. 4105,70 b 
See Aae 840 c 98 

do, do. 88 do. Bodenkr.⸗G. 5 87,90 bz 
uldſch. 3 ff 90,90 bz 0 Der. { 

a Fe E 1855 133,75 G 25. Ger K 900fl 5 2500 6 
Kurh. 40 Thlr. Obl. 228,00 5 do. Pfdbr. III. Em. 1 82,75 © 
Su Rum 15 be. d Pie 600 © 

+ Oder 4 7 5 u. Ar 

Val. Stadt. Sd. ö ab Grazer &oofeit | 83.00 S 


ag Loo 


— — Kan ae G 1 

9. do. ukar. 20 Freb.-Lſe.— — 

Bal. Börſen⸗Obl. 5 Rumän. Anleihe 8 105,50 B kl. 105, 
Berliner 8 Ruff. Bodenkredit 5 


91,25 bz 
do. Nicolai-Obl. 4 B 


88, Ba: A. 2.6215 
0 = * 


do. 96, A 3 7 2,70 bz 
do. do. v. 10,5 103,60 bz 
do. „v.75 100,75 bz 
dv. 5. Stiegl. Aul. 5 86,20 B 
d. de. G. „ 6 | 9640 8 
do. do. do. Prm. Anl. deb 45 169,50 bz 
Pommierſche do.. ⸗ 6615 169 25 bz 
do. neue 95,50 bz Türk. Anleihe 18655 42,00 bz 
Poſenſche nen 4 94,25 b © do. do. 18696 54,75 6 
Schleſiſche 85,75 © do. do. kleine ö 
505 ce 86,50 bz G do. Looſe (vollg.) 3 7726 bz 
0. . . Ungariſche Looſe —17 
do. Neuland. 4 / serie j Heise 


AntHeilfcheine. 
Bk. f. Sprit( Wrede) 73] 59 40 bz G 
Barm. Bankvereinſp 87,00 G 
Berg.⸗Märk. Bank 1 | 79,50 G 
Berliner Bank 474, bz 
do. Bankverein 5 77,75 G 
do. Kaſſenverein 4 268, © 
bo: Beg 115,50 0 
do. Wechslerbank 5 53, 

do. Prod. u. Hdlebk. 380 87,00 G 
Bresl. Discontobk.4 82,75 bz 


4 
br. 1/5 106,0 bz 


Pede 


3 en Bk. f. Low. Kwileckid 61, bz B 
do. 5 .. Oh 1850 b. G Hraunſchw. Bank 4 0 
Pros 102760 0 G 55 8 
ft. Rentenbr. 4 98,00 G Tentralb. J. Barden 
41 Im $ Coburg. Creditbank 
4 1100,75 8 Danziger Privatbk. 4 
ide 2 Darmſtädker Kred. 4 
Oldenburger Looſeſ do. Zettelbank 14 
ef Deſſauer Kreditbk. 4 
Berl Depoſitenbank ß 
Deutſche Unionsbk. 4 72,75 bz G 
Disc. Commandit 1 
Genf. Credbk. i. Lig. —, 
Geraer Bank 4194405 G 


Gewb. H. e 63,90 6 
Gothaer Privatbk. 4 
Hannoverſche Banka 
Königsberger B. B. 
Leipziger Kreditbk. 4 
Luxemburger Bankſa 


— Schuld. | 88,75 B 
Fin Mind. PU. 3104,50 6 
Ausländiiehe 8 
Amer. Anl. 1881 6 103,50 ba 
9. bo. 1882 gek. 6 97,40 ba & 
do. do. 1885 6 102,50 b B 
iewpork. Stadt- A. 7 101,60 G 


do. 8 | 99,20 G 
2 anl. 10 Tbl. Looſe.— 


Magdeb. Privatbk. 4 
Meininger Kredbk. 4 
Moldauer Landesb. 4 
Norddeutſche Banki 141 


38,20 B 


r NEE WI ENT, 


Fa l 149.148,50 Nm. Bi, Mal- Suni 146,50-145 Nm. bz, Juni - 
uli erfte loto 1000 Rilar. 150 192 Rm. 


5 . i 91,50 & - 
nr em 5 9,95 8 III. Ser. 41 93,00 G 
do. III. Em. 5 98,50 G ( 
Bergiſch⸗Märkiſch 4101, 3 Galz. Carl⸗Ludwb. 45 0 101 B 
do. II. Ser. (conv.) 4100, 8 75 2 
Il. Ser. 3 v. St 9 3 34,00 B 8 
do. Lit. B. S4,00 8 7, 
25 B 62,00 b3 
98,90 bz 71,10 & 
98,90 bz 79,49 b 
92, B ) 71,30 83 
do. Ser. „ Mähr. Grenzbahn 5 69,60 & 
do. Dortm.⸗Soeſt Deſterr.⸗Franz. St. 4321/00 G 


Bank⸗ und Kredit⸗Aktien und 


N . 


Juni 168 Rm. b3., 


— Mebl 


Rm b. 


unte 69. Bapierrer te 64. 
Amerikaner de 82 9896. Deutſch öſterreich. 83 
Frankfurter Bantverein 79%. do. Wechslerbank 8476. Bank⸗ 

aktien 874. Meininger Bank 977. Habn'ſche Effektenbank 111. 
Darmſtädter Bank 142,09. Brüſſeler Bank 1024. BR 

Frankfurt a. M., 27 Januar, Abends. [Eftekten⸗Sozietät.] 
Kreditaktien 200, Framoſen 267%, Lombarden 116, Galizier 214%, 
Bankaktien 870 Spanier 23%. Lebhaft bei niedrigeren Kurſen. 

Wien, 27. Imuar. Anfangs feſt, ſpäter ſchwächer. 

Nachbörſe: Noch matter. Kreditakt. 221, 00, Anglo⸗Auſtr. 126, 50, 
Nordweſtbahn 147, 50, Bankaktien 960 


[Schlußcourſe.] Papierrente 70, 10. Silberrente 75, 65. 1854 er 
Looſe 103, 70. Bankaktien 958, —. Nordbahn 1938 Kredjitaktien 


222, 00 Fram ofen 291. 00. Galizier 235, 50. Nordweſtbahn 146 00. 
do. Lit. B. 71, 50 London 111, 25. Paris 44. 25. Frankfurt 54 20. 
Böhm. Weſibabn —, —. Kreditioofe 164 50 1890er Looſe 111, 20. 
Lomb. Eiſenbabn 129 75 1864er Looſe 137, 50. Unionbank 100, 40 
Anglo Auſtr. 127, 50. Apſtro⸗türkiſche —, —. Napoleons 8, 91 Du⸗ 
katen 5, 5%. Suberfoupons 105. 80. Eliſabetbbabn 186,50 Ungariſche 
Prämienanſeibe 83, 10. Preußiſche Banknoten 1. 64%. 2 
Wien, 27. Januar, Nachmittags 12 Ubr 45 Minuten? Kreditaktien 
222, 75. Gaſiiier 235, 50, Anglo Auſtr. 128, 00, Lomdarden 130, 00, 
Papiecrente 70, 10. Feſt, aber ſtill. 

London 27 Januar Nachmittags 4 Mir Feſt. 

In die Banf floſſen heute 252,000 Pfd. Sterl. 

Platzdiskont 3 pCt. 

proz. ungar. Schatzbonds 914. Spanier 23. 


Konſols 92746. Italien. 5proz. Reute 66%. Lomdarden 11%. 


unterworfen; für Previiafiten wurden 0.60 M., für Lombarden 0.40 


Mark pro Stück Deport gezahlt. 

Geld hatte etwas angezogen; im Privatwechſelverkehr ſtellte ſich 
das Diskonto auf 3% pCt. für feinſte Briefe. 

Von den Oeſterreichiſchen Spekulationspapieren wurden aufanas 
Kreditaktien und Lomharden zu beſſeren Courſen ziemlich lebhaft um⸗ 
geſetzt, wurden aber ſoäter etwas ſchwächer, wie auch Franzoſen, die 
aber ruhiger verkehrten; 

Die fremden Fonds und Renten batten zu wenig veränderten 
Courſen mäßise Umfäge für ſich; Italiener, Oeſterre chiſche Renten 
wi 1 5 waren eher ſteigend; Nuſſiſche Pfundanleihen theilweiſe 
gefragt. 

Deutſche und Preußiſche Staatsfonds ſowie landſchaftliche Pfand⸗ 


Nordd. Gr. Cr A. B74 100,50 bz 4498,25 G 
Oſtdeutſche Bank 4 | 76,50 etw bz 93,50 G. 
do. Produktenbk. 4 —, — 


Oeſterr. Kreditbank 5 416,50 b 
Poſener Prov.⸗Bk. 4 106,50 6 
do. Prov. Wechl. Bk. 1 1,00 G 
Pr. Bod.⸗K.⸗A.⸗B. 4 104,25 bz G 
do. Bankantbeile 43.146,50 b: 
do. Ctr.⸗Bd.40pr. 5 119,00 B 
Rostocker Bank 4 112,00 dz 
Sächſiſche Bank 4 1117,25 bz © 
Schleſ. Bankverein 4 100,25 bz 
Thüringer Bank 91,59 bz G 
Weimariſche Bank 4 83,50 B 
Prß. Oyp. Verficher. 1 128,30 bz 
In- u. aus ländiſche Prioritäts⸗ 
e 


do. II. Ser. 4 98,00 G 
do. (Nordbahn) 5 102,70 G 
0 4 95,75 G 
do. o. 


Oeſtr. Nordweſtp. 5 87.25 8 
Südöſtr. Bin (Lb.)3 248,00 
do. Lomb. Bons 

de 18756 O G 
do. do. de 187606 
do, do. de 187/816 
Czarkow⸗Azoro 5 
Jelez⸗Woroneſch 5 
Kozlow⸗Woroneſchſß 
Kurel- Charkow 5 
Kurſk⸗Kiew 
Mosko⸗Rfäſan 
Riaſan⸗Kozlow 5 
Schuja⸗Iwanow 5 
Bari 


101,3 
102,50 & 
105,00 G 


do. Lit. C1 
Berl.⸗Stett. II. Em. 4 
do. . Em. 


Bresl.-Schw.⸗Frb. 1 e 
Köln⸗Krefeld Warſchau er 5 |100, 
ln an. J Em. 9 101,00 : kleine ß !100,00 B 


Em. 5 
de 6 N 1 19700 & ritäten. 
Aachen⸗Maſtricht 4 30,80 B 


Altona⸗Kieler 5 111½75 bz 


o. Sadie De 1 u 10 
Sora 5 Bergiſch⸗Märkiſche | „25 bz 

Harth. Peer 5 102,00 G Verlin⸗Auhalt 4117,75 fa 
Magdeb.-Halberſt. 4100,10 G Berlin-Görlitz 4 | 66,00 B 
do. do. 186548 8 do. Stammpr. 5 99,50 bz G 
do. do. 187304 f Balt. ruff. (gar.) 3 | 55,00 G 
do. Wittenb. 3 5 Breſt⸗Kiew 5 62,50 G 
Niederſchl⸗ Märk. 4 BreblauWarſch. S. 5 39, B 
do. II. S. 26 25thlr. Bec IHNEN, 4 186, G 
do. c. I. u. 1. ©r.i4 Berlin-Pt3d.Migdi4 | 84,00 B 
do. con, III. Ser.i4 Berlin-Stettin 4 1135,90 63 
Oherſchl. Lit A. 5 8 Böhm. Weſtbahn 5 85.40 G 

do. do. B. 35 Breſt⸗Grajewo 5 2 

do. do. C. 5 Bresl.⸗Schw.⸗Frb. 4 | 93,70 bz 

do. do. D. Köln⸗Minden 1 1112,50 8 

do. do. E. 3 do. Lit: B. 5 105, 

do. do. Frefeld Kr Kenwen 5 | 1,25 63 G 

do. do. G. 4 Galiz. Carl⸗Ludw. 5 107,0 b 

do. do. II. 4 dale Saru | 28,0) 

do. Em. u. 1869 5 103, G do. Stammpr. 5 | 47,00 G 


Druck und Verlag von W. Decker u. Comp. (T. Röftel) in Polen. 


Eiſenbahn⸗Aktien u. Stamm⸗ 
Brig 


5 pro; Ruſſen de 1871 100 
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erft. inkl. Sa 
r do., Febr. März 21,95 Rm. bz., März Ap 
m. bz., Mai⸗ Juni 21,75 Rm. bz, Juni Juli do. 
(B. u. H. 8.) 
Meteorologiſche Beobachtungen an Bofen, FR 
| Stunde ort ber Sie.] Therm. Wind.] Woltenform. 


über der Oſtſee. 


8 Die 
m n. ⸗ 
Abril Ma 21,90 


Datum. 


27 Nachm. 2] 23” 3705| — 10] NW3 Itrübe. St., Ov. st. 
27. Abnds. 10 28“ 5,“ 25 — 25 NW2 halb heiter. Ss. 
28. Morgs. 60 28“ 6,“ 00 l — 55] NW 1-2 beiter. St. 


Waſſerſtand der Warthe. 
Poſen, am z Januar 1875 12 Uhr Mittags 1 Meter 
* 3 x s E * = = 5 


%. 5 proz. Ruſſ. de 1872 100%. Silber 57% . 
ger Anlass ch. 197 1 8 55 0. ag de ms 4%. 1 
exeinigt. St. pr. 18. do. 5 pCt. fundirte 102%. efterreich. 
Sen Ti e 63 2 * AOERREEH 
arid, 27. Januar, Nachmittags 12 Uhr 40 Minuten. 8 
Rente 62, 374, Anteibe de 1872 100, 60, Italiener 68 75 — 
661, 25, Lombarden 291, 25, Türken 41, 62%, Spanier 22, 81. Fe. 
Paris, 27. Januar, Nachmittags 3 Uhr. Spapier exter. 21. 
25 enger ve pros. Nente 62, 47% 

Schlußkarſe.] 3 vroz. Nen , Anleibe de 1872 100, 
Ital. öproz. Rente 66, 75. Ital. Tabatsartien —. Franzoien 660 ©. 
Lombard. Eiſenbahn⸗Aktien 232. 50 Lombard. Prioritäten 243. . 
Türken de 1865 41, 62%. Türken de 1869 282 50 Tur kenlvoſe 1217 75 

Der Emiſſionsku rs der neuen Prämienanleibe der Stadt Parte 
betrög: 440, die Einzahlung erfolgt mit einer Rate von 40 dei der 
Subſtription, mit einer Nate von 70 bei der Repartition. Die Ein⸗ 
zahlungstermine für die übrigen Raten find für Oktober dieſes Jahres 
und April und Oktober nächſten Jahres feſtgeſetzt. Die Amortiſation 


erfolgt binnen 75 Jahren. 
New⸗Hork. 26. Januar. Abends 6 Uhr (Schlußkurſe.) Höhe 
ondon 
% Bones de 1885 119%. de. 


Notirung des Goldagios 12%, niedrigſte 12%. Wechſel auf 

Bene Te N: 5 8 119 6 60 80 os ac 1087 119 

neue 5proz fundirte 115%. °/ onds de 19%. Erie⸗ B R 
entral⸗Pacific 9514. New. Dort Zentralbahn 1027 2 
erw: Mork 15%. Baumwolle in New Orleans 14%. Mehl 5 D. 00 C. 

Raffin. Petroleum in New Pork 12. do. Phadelpbta 11%. Rotber 


Frühjahrsweizen 1 D. 2 C. Mais (old mixed) 91 C. ucker + 
refining Muascovados) 8 Kaffee (Rio⸗) 19. RE 1025 x 


Fubwgg af Bed. 4 
Kro elph 5 


und Rentenbriefe verkebrten bei recht feſter Tendenz theilweiſe nemlich 


lebhaft. Neu eingeſübrt wurden die zweite Serie 5pCt. und 4% Pt. 
Hypo hekenbank Pfand bei fe und zu 100 reſp. 95 gehandelt. Prioritäten 
blieben behauptet und ruhig. 


Von Eiſenbahnaltien gingen nur ſchwere Deviſen lebhafter um; 

die Courſe konnten ſich durchſchnütlich nicht behaupten Weſentlich 
matter, aber zugleich lebhaft waren Rheiniſche Bahnen, Cöln Minden 
und Oberſchlefiſche. Von fremden Eifenbabnwertben ſind Galizier, 
Nordweſtbahn und Numäniſche Stammaklien als ſtark nachgeben 
und mäßig lebhaft zu verzeichnen. 


Bankaktien und Induſtriepapiere blieben ſtill und ziemlich be 
N Spekulative Deviſen, namentlich Laurahütte, gingen weſent⸗ 
zurück. 


Induſtrie⸗Papiere. 
? Aquartum⸗Aktien 69 B 
Bazar ⸗Actien — 121,00 G 


fe y 
"Rub re ce 


Ser re 39 
u E do. Bockbrauerei — 53, G 
Ma debur „Halb 4 do. Brauer. Tivoli.— 88,75 bz 
5 9 Ste bor. B 34 Brauer. 1 — of. — 104, B 
Ma, deb iv le, Brauerei Moabit 54, B 
27 . It. B 1 Bresl. Br. (Wiesner a B 
0. . B. Deut. Stahl⸗J. A 6,30 G 
Mainz⸗Ludwigsh. 4 Erdmanngd. Spin. — 51/0 & 
5 Eibing. M. Eiſenb. — 0,50 © 
1 L. Märk N Flora, A.⸗Geſ. Berl — 15,10 bz 
5 Val 1 Forſter, Tuchfabrik — 43,25 © 
o. impr. Gummifbr. Fonrob.— 44,50 bz 
Oberheſſ. 404.55 Hannov. Maſch. G. 
8 Egeſtorf) 4 0 G 
5 Ran. nn 122,50 bz 
5 önigsberg. Vulkan — 29,50 G 32, 
We Re) in. 
abri ells) — 27, d 
Marienhütte 64, © 
Münnich, Chemnitz 21.00 & 
RedenhütteAkt.⸗G. — 25,60 . 
e u. 42,50 B 
i 89,60 B 
32,60 bz 
A © 


Rum. Eiſenbahn 5 Verſicherungs⸗Aktien. 
Weſtb. 4 A.⸗Münch. F. V. G. — 7800 & 
4 60 Aach. Rück⸗Verſ. G. 2 1638 G 
'4 1111,50 Allg. Eiſenb. Vf. G. — 1470 4 
SE Berl. Ed. u. W. G. — 795 & 
Tamines Landen 4 do. Feuer⸗Verſ. G. 


Warſchau⸗Wiener 5 259,00 etw bz B 


Louisdor N 


Sonpereignd — 20,45 © 
Napoleonsdor — 16,30 G 
Dollar — 19 G 


Oeſterr. Banknoten 
Ruff. Not. 100 R. 


= i do. Rückverſ.⸗Geſ. 
Berliner 8 4 114 15 Mecklenb. Lebensvf. 
3417325 63 Nieder. Güt. Aſſ. G. 


| 6,90 bz 

do. Hagel⸗Afſ.⸗G 
do. Lebens⸗V.⸗G. 
Colonia, F.⸗V.⸗G. 
Concordia, L.V. G. 
Deutſche F. V.⸗G. 


Gold, Silber u. Papiergeld. 


do. (einl. i. Leipz.) — 


do. Silbergulden 


192,50 bz 
283,70 bz 


Wechſel⸗Kurſe. 


Nordſtern, Leb. V. G 
Preuß. Hagelvrf G. 
do. Hyp. V.⸗A. G 
do. Lebens ⸗V.⸗G. 


do. do. 
Warſch. 100 


